
der Sonn und

monatlich 60nar a.1.65 Mk. h.
Die Reur Welt“

re vo ew. monatlich 10 P.
e 80 p.

Celephon KRr. 1047.
Celegramm- Adreſſe8 volkodlatt Halleſaalz

für Balle und den Saal

Sozialdemokratiſches Organſ e

95 Pfonnig.
Im erdanttonelen Colle

koſtet dir Zeile 75 Pfennig
J

Inſerate
ſtr die ſfallige Lummer
mülllen [pätellens die vor
mittags halb i0 Hhrin der
Expedit aufgegeben

7

Eingetragen in dte
S Pohteitungslikte.

kreis, die Kreiſe Merſeburg ABuerfurt, Delitzſch Bikterfeld,
Baumburg- Weißenfels Zeit, Wittenberg Schweinik, Corgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckartsberga

Expedition Harz 42/43. und die Mansfelder Kreiſe. Kedakton: Harz 42/43.

Vorwärts im Wahlrechts kampf!
Eine flammende Kampfeskundgebung der preußiſchen Soziald emokratie.

Der ſoxtaldemokratiſche Preußentag
in Berlin verhandelte am Dienstag nachmittag ſeinen wichtig-ſten Punkt der Tagesordnung: tig

die Wahlrechtsfrage
und fand dafür in Referat und Behandlung den treffendſten
Ausdruck prächtiger Kampfesſtimmung. An uns im Lande iſt
es, dem Rufe ein millionenfaches Echo zur Tatbereitſchaft
folgen zu laſſen und uns für große Kampfestage zu rüſten.

Die Reſolution.
Die Reſolution des Referenten lautet:
Bei Wiedereröffnung des preußiſchen Dreiklaſſenparlaments

und angeſichts der Tatſache, daß die vor wenigen Tagen ver
öffentlichte amtliche Statiſtik über die Landtagswahlen von
1908 von neuem erwieſen hat, in wie unerhörter Weiſe das
preußiſche Proletariat durch das „elendeſte aller Wahlſyſteme“
entrechtet und geknebelt iſt, erneuern die Vertreter der ſozial
demokratiſchen Partei Preußens die früheren Beſchlüſſe, die
eine planvolle und energiſche Bekämpfung des Dreiklaſſenwahl

rechts gelobtenDie Entſchioſfenheit, den Wahlrechtskamyf mit äußerſter
Tatkraft und frendigem Opfermut zu' führeg, in um ſo ge
botener, als die reaktionären Parteien angeſichts der ange
kündigten Einbringung einer Wahlrechtsvorlage den rückſichts
loſeſten Kampf für möglichſt ungeſchmälerte Erhaltung ihrer
Wahlprivilegien führen, dagegen die angeblichen Verfechter
des allgemeinen und gleichen Wahlrechts, Zentrum und Frei
ſinnige, durch eine unklare und zweideutige Haltung beweiſen,

wie wenig ernſt es ihnen mit ihren Forderungen iſt. Dazu
kommt, daß der neue preußiſche Miniſterpräſident, Herr von
Bethmann Hollweg, nicht der Mann iſt, der dreiſten preußi
ſchen Junkerkaſte veraltete Vorrechte ernſthaft ſtreitig zu
machen, deren ſie zur Aufrechterhaltung ihrer Klaſſenvormacht
bedarf.

Die bürgerliche Preſſe hat bereitz unwiderſprochen verfſichert,
daß die um Mitte Januar 1910 zu erwartende „Wahlrechts
vorlage“ das Dreiklaſſenwahlrecht beibehalten und weder die
geheime, noch die direkte Wahl bringen ſolll Die einzigen
„Reformen“ ſollen eine Abänderung der Beſtimmungen über
das Syſtem der Klaſſenwahl und eine andere Einteilung der
Wahlkreiſe ſein? Sollten dieſe Mitteilungen wirklich den Ab
ſichten der Regierung entſprechen, ſo würde eine ſolche Vorlage
nichts anderes ſein, als die ſchroffſte Verhöhnung der Wahl
rechtsforderungen des Volkes! Eine ſolche „Wahlreform“ würde
auch mit den Wahlrechtsverſprechungen der Thronrede unver
einbar fein!

Jedenfalls aber muß das preußiſche Volk rechtzeitig darauf
vorbereitet werden, daß die preußiſche Regierung in ihrer
Wehlrechtsvorlage abermals die Wünſche des Volkes völlig
mißachten wird!

Angeſichts der dem ganzen preußiſchen Volke mit Ausnahme
einer kleinen Schar privilegierter Nutznießer und Pfründner
des Dreiklaſſenwahlrechts durch dieſe neue Verſagung ſeiner
gerechten Forderungen angetanen Schmach erklärt der Partei

tag der Sozialdemokratie Preußens: Nur die Gewährung
des allgemeinen, gleichen, geheimen und direk-
ten Wahlrechts für alle über 20 Jahre alten
Staatsangehbrigen ohne Unterſchied des Ge
ſchlechts auf Grund der Verhältniswahl kann
die Empörung des Volkes beſchwichtigen.

Preußen, die Vormacht im Deutſchen Reiche, hat die Pflicht,
den übrigen Bundesſtaaten durch ein modernes Wahlrecht
richtunggebend voranzugehen, ſtatt durch ſein jetzt ſchon ins
ſiebente Jahrzehnt künſtlich hinübergeſchlepptes Wahlunrecht
ein von allen Kulturvölkern perachtetes und verſpottetes Syſtem
zu konſervieren.

Die Sozialdemokratie Preußens erklärt, daß die Schande
und Ungerechtigkeit des Dreiklaſſenwahlſyſtems nicht länger
erträglich iſtz ſie fordert deshalb die preußiſche Regierung und
die Parteten des preußiſchen Landtags auf, das Wahlrecht von
1850 durch ein wirkliches Wahlrecht zu erſetzen.

Die preußiſche Sozialdemokratie wird mit allen ihr zu
Gebote ſtehenden Mitteln einem ſolchen Wahlrecht

gzeugt

die Bahn brechen, eingedenk der hiſtoriſchen Lehre, daß über

lebte Stagatseinrichtungen zuſammenbrechen müſſen, ſobald
eine entſchloſſene und opferbereite Volksmehrheit den Kampf
gegen das Unrecht aufzunehmen bereit iſt.

Um einen ſolchen Wahlrechtsſturm nicht nur in Preußen,
ſondern in ganz Deutſchland zu entfeſſeln, beauftragt der Par
teitag die preußiſche Parteileitung ungeſäumt alle Vor-
kehrungen zu treffen, die geeignet ſind, den reaktio
nären Widerſtand zu brechen,

Vorſitzender Singer: Einem mehrfach geäußerten Wunſche
gemäß iſt telegraphiſch an unſere Landtagsfraktionen
in den übrigen deutſchen Staaten die Aufforderung
ergangen, ſich bei dieſem Punkt der Tagesordnung, der Ver-
handlung der Wahlrechtsfrage, hier vertreten zu laſſen. Die
Landtags bezw. Bürgerſchaftsfraktionen von Württemberg,
Baden, Heſſen, Oldenhurg, Bremen, Hamburg und Lübeck
haben der Einladung Folge geleiſtet. Umſtändehalber hat
ſich die bayeriſche Landtagsfraktion nicht vertreten laſſen kön
nen, aber fie hat uns die beſten Wünſche und die Verſicherung
brüderlicher Sympathie geſandt. Von Sachſen iſt noch keine
Antwort da. Das Erſcheinen der Vertreter der verſchiedenen
Landt ionen, die ich hier herzlich willlemmen heiße

ür, mit welcher Aufmerkſamkeit das geſamte
deutſche Proletariat den Kampf des preußiſchen Pro-
letariats um die Abſchaffung des unanſtändigen Wahlrechts
(kebh. Zuſt.) verfolgt. Da Preußen das Vollwerk der Reaktion
in Deutſchland iſt, ſo bedeutet der Sturz der Junkerherrſchaft
in Preußen die Befreiung ganz Deutſchlands. Die
Genoſſen in den anderen Staaten werden uns nicht nur mit
ihren Sympathien zur Seite ſtehen, ſondern dieſelbe Forde-
rung, die die preußiſche Sozialdemokratie durchzuſetzen das
unverbrüchliche Gelöbhnis abgelegt hat, ihrerſeits mit allen
Kräften propagieren. (Lebh. Beifall.)

Hildenbrand Stuttgart begriezt den Preußentag im
Namen des Landesvorſtands und der ſozialdemokratiſchen
Landtagsfraktion Württembergs. Auch der Fortſchritt unſeres
württembergiſchen Verfaſſungsweſens iſt abhängig von der
Demokratiſierung des Vorſtaates Preußen. Die entſcheidende
Schlacht in dieſer Frage muß bei den nächſten Neuwahlen zum
preußiſchen Landtag geſchlagen werden. Heraus mit den Jun-
kern aus dem preußiſchen Landtag! muß die Parole ſein. Der
Weg, den uns Laſſalle gewieſen hat, wird und muß zu immer
neuen Siegen führen. (Bravol)

Pfeiffle- Mannheim überbringt die Grüße der badiſchen
Genoſſen. Das große Preußen ſollte ſich ſchämen, ſich ſo von
den kleinen ſüddeutſchen Staaten in den Schatten ſtellen zu
laſſen. Wir Badenſer beſitzen das allgemeine, gleiche, direkte
und geheime Wahlrecht zum Landtag. für das ſich zuletzt ſo
gar unſere Nationalliberalen, die freilich immerhin nicht mit
den preußiſchen Junkern zu vergleichen ſind (Zuſt. u. Htkt.),
erklärt haben. Die Erringung des proportionalen Wahlrechts
iſt die nächſte Etappe. Wir haben lebhaften Anteil an dem
Kampf der preußiſchen Genoſſen um die Freiheit der Straße
genommen. Auch in Mannheim und Karlsruhe wurden
Straßenumzüge veranſtaltet. Das preußiſche Prole-
tariat wird in dem Kampfe nicht erlahmen. Hat doch auch
das badiſche Proletariat 20 Jahre um ſein Wahlrecht kämpfen
müſſen. Der Tag wird kommen, wo auch die preußiſche Reak-
tion vor dem preußiſchen Proletarigt die Fahne ſenkt, und wo
auch dem preußiſchen Proletariat das Staatsbürgerrecht ge
geben wird, das das Proletgriat anderer Länder längſt be
ſitzt. (Bravol)

Orb Heſſen überbringt die brüderlichen Grüße der heſſi-
ſchen Sozialdemokratie. Die heſſiſche Sozialdemokratie iſt
nicht nur Kampfgenoſſe, ſondern bis zu einem gewiſſen Grade

auch Leidensgenoſſe der preußiſchen Sozialdemokratie. Die
herrſchende Klaſſe in Heſſen hat Preußen abgeguckt, wie es ſich
räuſpert und wie es ſpuckt. Gewählten ſozialdemokratiſchen
Kommunalbeamten verſagt man die Beſtätigung und eben iſt
man dabei, uns mit dem pluralen Wahlrecht zu belaſten und
einem großen Teil des heſſiſchen Volkes das Wahlrecht über
haupt zu rauben. Daher verfolgen wir mit beſonderem Inter
eſſe die Kämpfe des preußiſchen Proletariats und wir ſind zum
Teil in ſeine Fußtapfen getreten. Auch wir haben von dem
Recht der Straße Gebrauch gemacht und ſind dem Groß-
herzog auf die Bude gerückt. Wenn unſere Wahlrechtsdemon-
ſtration nicht ſo eindrucksvoll war, ſo liegt das daran, daß wir
bisher noch keine Berliner Polizei in Darmſtadt haben. (Htkt.)
Jn Heſſen ſehen wir ſo recht, wie wahr Singers Wort von der
reaktionäre Vormacht Preußens iſt. Es iſt der Kampf des

anzgen deutſchen Proletariats, den das preu
iſche Proletariat kämpft. Gebh. Beifall.)
Schulz Oldenburg: Auch auf Oldenburg drückt der

a preußiſchen Junkertums, wenn auch immerhin unſer
recht turmhoch über dem ekenden preußiſchen ſteht. (Lebh.

Zuſt.) So gratulieren wir denn den preußiſchen Genoſſen zu
ihrem prächtigen, wenn auch opferreichen Wahlrechtsklampf. Das
freie Wahlrecht ſei das Zeichen! (Lebh. Beifall.)

Bartels überbringt die Grüße der ſozialdemokratiſchen
Fraktion der Hamburger Bürgerſchaft, Die plutokratiſche
Republik Hamburg iſt ein ebenſo reaktionärer Staat wie die
monarchiſchen Nachbarſtaaten. Die Hälfte der RBürgerſchaft
wird ausſchließlich von den Privilegierten gewahlt die andere
Hälfte geht aus Klaſſenwahlen hervor. Fällt das Dreillaſſen
wahlrecht Preußens, ſo iſt überall die Bahn frei für ein beſſeres
Wahlrecht, und ſo ſtimmen wir mit den preußiſchen Genoſſen
in den Ruf ein: Nieder mit dem Dreiklaſſenwahlunrecht!
(Beifall.)

Rein begrüßt den Parteitag namens der Genoſſen in der
Bremer Bürgerſchaft. Das angeblich liberale Bremen läßt
ſich von dem großen reaktionären Bruder Preußen völlig ins
Schlepptau nehmen. Die bremiſche Arbeiterſchaft aber blickt
mit wärmſter Sympathie auf den preußiſchen Befreiungskampf,
der auch zur Beſeitigung der bürgerlichen Klaſſenherrſchaft in
unſerem Staatsweſen führen wird. (Lebh. Beif.)

Löwigt überbringt die Grüße der Parlamentsfraktion der
kleinſten Republik Deutſchlands, Lübeck. Der Sturz des
preußiſchen Dreiflaſſenwahlunrechts wird auch das Ende der
ſtandalöſen Wahlentrechtung der Lübecker Arbeiter bedeuten.

Lebh. Beifall.) etHierauf erſtattet
Landtagsabg. Ströbel (Berlin)

das Referat zur Wahlrechtsfrage. Wir ſcheinen am Vorabend
einer preußiſchen Wahlrechtsreform zu ſtehen. Möglicherweiſe
iſt die ſogenannte Wahlrechtsreform noch vor den nächſten
Wahlen unter Dach und Fach. Die Thronrede hat die Re
gierung doch allzuſehr feſtgelegt und die Nichteinlöſung des
Verſprechens in der Thronrede würde eine zu fürchterliche
Blamage für die Krone ſein. Der Träger der Krone
hat die Wahlreform als eine der wichtigſten Aufgaben der
Gegenwart bezeichnet. Die Junker haben ihr monarchiſches
Ehrfurchtsgefühl und ihre beſonders feine Auffaſſung vom
deutſchen Manneswort durch unaufhörliche Aufreizung des
Königs zum Wortbruch dokumentiert. Dieſe nichts
würdigen Zumutungen charakteriſieren

das beſondere Ehrgefühl unſerer „Edelſten und Beſten“
und den wahren ſittlichen Gehalt ihrer vielgeprieſenen
treue bis auf die Knochen. Nicht einmal die perſönliche E
des Trägers der Krone iſt vor den Zumutungen und Ver
dächtigungen der konſervativen Leibgardiſten ſicher. Wir denken
nicht daran, an dem Königswort zu deuteln, wir legen auch nicht
mehr hinein als darin ſteht. Es wird darin eine Wahlreform
verſprochen, aber

vom allgemeinen, gleichen Wahlrecht iſt keine Rede,
ſondern nur von einer organiſchen Entwicklung des Z.
rechts. Es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß die preußiſche l
reform vor den nächſten Reichstagswahlen zum Ab-
ſchluß gebracht werden ſoll. Es würden alſo nur noch die beiden
Seſſionen 1910 und 1911 dafür in Betracht kommen. Jn der
Tat ſcheint die Vorlage hereits in dieſer Seſſion dem Landtage
unterbreitet werden zu ſollen. Man will wohl durch eine mög
lichſte Beſchleunigung verhindern, daß die Wogen der öffent
lichen Erregung allzuhoch gehen. Bekanntſich iſt kürzlich die
Statiſtik über die letzten Landtagswahlen erſchienen, die all
das Material enthält, das die Regierung zur Ausarbeitung
einer Vorlage für nötig erklärt hat. So wird denn wohl die
Vorlage in den nächſten Tagen herauskommen. Wir müſſen
uns alſo

beizeiten auf den Kampf einrichten.
Natürlich wäre es für die Führung des Kampfes von größter
Wichtigkeit, wenn wir die Anſichten der Regierung bereits
kennen würden. Aber die Regierung hüllt ſich in ein geradezu
ſkandalöſes Stillſchweigen. Sehr auffällig iſt es, daß die
Statiſtik ſich bemüht, alle Ungeheuerlichkeiten des elendeſten
aller Wahlſyſteme

zu beſchönigen
und vortrefflich zu finden. Davon, daß 1608 von 100 Wählern
8434 der dritten Klaſſe angehörten, während es 1908 87
waren, wird ein großes Aufheben gemacht und die Deutſche
Tagesztg. ſpricht auf Grund dieſer Zahlen ſogar von einer
„Demokratiſierung des preußiſchen Dreiklaſſenwahlſyſtems“.
(Gr. Htkt.) Dabei gehörten doch 1855 ſogar noch ganze
136 Wähler mehr als im geprieſenen Jahre 1908 zur erſten
und zweiten Klaſſe. In der Statiſtik befindet ſich eine ein
gehende Darſtellung der Obergrenze der Steuerleiſtung in der
dritten Klaſſe, ſowie des Durchſchnittsſteuerbetrags in der
zweiten Klaſſe der Urwählar. Das deutet auf beſondere, un
ſchwer zu erratende Abſichten hin. VBir hnnen ſein,
daß die Wahlrechtsvorlage ein erdärmliches en ſein

wird, nichts als gein Hohn auf die Wahlrechtsforderungen deß
Sehr richtig Die eine Tatſache, daß die ſogial demokratiſche J
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konſervative Partei mit 60 000 Wählern 63 Abgeordnete hat,

t zur Charakteriſierung dieſer Art von Wahlen. Jeder
Freikonſerdative hat alſo durchſchnittlich

hundertmal ſoviel Wahlrecht wie ein Sozialdemokrat.
Die beiden konſerdativen Fraktionen haben zuſammen bei
s 000 Urwählern 212 Abgeordnete, während ſie bei proportio-
naler Vertretung nur 74 haben dürſten. Und das ſogar bei der
öffentlichen Abſtimmungi Die unglaubliche Fälſchung des
Vählervotums iſt übrigens nicht nur eine Folge des Drei
klaſſenwahlſyſtems, ſondern auch

der haarſträubendſten Wahlkreisgeometrie.
Eine Million Wähler ſtädtiſcher und induſtrieller Wahlkreiſe
ſind durch 20 Abgeordnete, 174 000 Wähler kleinſter Wahlkreiſe
ebenfalls durch 20 Abgeordnete vertreten. So ergibt ſich, daß
ein Wähler erſter Klaſſe in Schroda 150mal ſoviel
WVahlrecht hat als ein Berliner Wähler dritter Klaſſe.
Lediglich durch die Wahlkreiseinteilung haben die Konſer
vativen doppelt ſoviel Wahlrecht als die Freiſinnigen und
dreimal ſoviel als die Sozialdemokraten und ein Schrimm-
Schrodaer Landwirt zehnmal mehr Wahlrecht als ein Arbeiter
von Rixdorf oder ein Bürger von Schöneberg. Nur eine grund
greifende Reform, die Einführung des

allgemeinen gleichen Wahlrechts
nit gleicher Vertretung, und zwar des Wahlrechts für beide

ſchlechter, könnte allein dieſe Ungeheuerlichkeiten beſeitigen.
Aber die Regierung denkt nicht daran. Sie iſt abhängig von
Junkern und Großkapitaliſten. ob nun der Schönredner Bülow
eder der Philoſoph Bethmann an der Spitze ſteht. Wir haben

h gehört, wie ſich der Philoſoph v. Bethmann über das
Reichstagswahlrecht äußerte. „Das Reichstagswahlrecht für
Preußen iſt für die Staatsregierung unannehmbar Wir
dürfen nicht jede politiſche Aktion abhängig machen von ihren
Wirkungen auf die Sozialdemokratie. Kräfte, die im Volke
noch nicht erſtorben ſind, wenden ſich mit Unwillen ab von einer
Bewegung, die ſchließlich alles Menſchliche zu vernichten
trachtet, weil ihr nichts Menſchliches mehr heilig iſt. Dieſe
Bewegung will ihre Macht etablieren auf den Fundamenten
ves Haſſes und des Terrorismus Aber den Kräften, die
dieſes Treiben ſatt ſind, wird die Zukunft gehören.“

Der Rede Sinn iſt etwas dunkel, aber ſoviel geht aus dem
Kauderwelſch hervor, daß der Philoſoph

Bethmann Hollweg ein Hort der Reaktion
ſein wird und ſich gegen die Einführung des allgemeinen
gleichen Wahlrechts mit allen Kräften ſträubt. Wie anders
liegen da die Dinge in Oeſterreich, wo Kaiſer Franz
Joſeph in einer bedeutungsvollen Thronrede die Ein
führung des allgemeinen Wahlrechts empfahl. Jn Preußen
aber will man das Volk nicht mündig ſprechen, ſondern will es
in unwürdigſter Unmündigkeit erhalten, auf daß es nach wie
ver mit geknebelten Händen den Junkern preisgegeben werde.
Eebh. Zuſt.) Von denſelben Gefühlen wie die Regierung iſt

Landtag beſeelt, das Dreiklaſſenhaus wie natürlich auch das
s der „geborenen und ernannten“ Geſetzgeber, das
ſt Treitſchke einmal eine dverdutzte und entwürdigte Ver-

mmlung genannt hat. Wir dürfen uns keiner Jlluſion
geben, auf rein parlamentariſchem Wege iſt weder eine

Pebertragung des Reichstagswahlrechts auf Preußen noch auch
Klbſt eine auch nur von weitem dieſen Namen verdienende
Keform zu erwarten.

Run zur Stellung der Parteien. Ueber die Stellung
der beiden konſervativen Fraktionen ſind keine Worte zu ver
lieren. Aber auch Zentrum und Nationalliberale ſind äußerſt
ünſichere Kantoniſten. Als der Vorwärts während der letzten
Wahlrechtskampagne gegenüber dem Bündnisſüchtigen die
Politik des entſchiedenſten Klaſſenkampfes für geboten und er
folgverheißend bezeichnete, ſtieß er auf Widerſpruch. Genoſſe
Bernſtein ſpricht in den Sozialiſtiſchen Monatsheften von
wohlüberlegter Verbindung außerparlamentariſcher und inner-
parlamentariſcher Strategie. Aber er verſpricht ſich von parla-
xentariſcher Strategie denn doch allzuviel. Ganz richtig kenn
zeichnet Bernſtein das
perfide Gaukelſpiel des Zentrums und der Nationalliberalen.
Das Zentrum erklärt ſich für das gleiche Wahlrecht, lehnt aber
die Neueinteilung der Wahlkreiſe ab, die Nationalliberalen

wünſchen die Neueinteilung und lehnen das gleiche Wahlrecht
ab und ſo werden die Wähler um beides geprellt.
Nun meint Bernſtein, man könne dieſem Gaukelſpiel ein Ende
wmachen, wenn man die Freiſinnigen veranlaßte, daß ſie
guf die nationalliberalen Vettern im Sinne einer Unter-
Pützung des freiſinnigen Antrags auf Einführung des Reichs
tagswahlrechts in Preußen einwirkten. Dann werde das Zen-
trtum keinen Widerſtand mehr wagen. Mir ſcheint denn doch,
daß dieſe Auffaſſung Bernſteins, die von dem Optimismus
RNaurenbrechers noch überboten wird, gar zu naibv ſei. Noch
am 26. Januar 1909 hat ſich der nationalliberale Wortführer
Dr. Friedberg

gegen Uebertragung des Reichstagswahlrechts auf Preußen
Und da erwartet Bernſtein vom „Einfluß“ der

Freiſinnigen die „Bekehrung“ der Nationalliberalen zum
eichstagswahlrecht für Preußen, falls die Nationalliberalen

für die Reueinteilung der Mahkkreiſe vom Zentrum be-
illigt erhalten. Jch fürchte, daß ſelbſt um dieſen Preis die
tionalliberalen nicht für das Reichstagswahlrecht in

reußen zu haben ſind. Für das geheim e Wahlrecht hat ſich
Friedberg allerdings ausgeſprochen, aber nicht einmal

im Namen der Geſamtheit der Partei. Die Nationallibe-
ralen werden uns nicht den Gefallen tun, für das Reichstags
wahlrecht in Preußen einzutreten. Die Strategie des Genoſſen
Bernſtein erledigt ſich alſo völlig.

Ein anderes Mittel beſteht in der Aufklärung der
Zentrumswähler über das Weſen ihrer Partei. Eine
ſolche Aufklärung iſt ſehr nützlich und verurſacht dem Zentrum
ärgere Sorgen, als Bernſtein meint. Haben doch die fünf Ar
beitervertreter im Zentrum nicht gewagt, gegen die Neuein-
teilung der Wahlkreiſe zu ſtimmen. Maurenbrecher meint nun,
man ſolle nicht immer den guten Glauben der Gegner be
zweifeln. Aber man ſollte doch bedenken, daß die Beweiſe für
die Heuchelei des Zentrums geradezu maſſenhaft vorhanden
ſind. Jch verweiſe auf die 14 Wahlrechtsgegner in der preu-
ziſchen Zentrumsfraktion, auf das häufige Eintreten von Zen-

mspolitikern und Zentrumsblättern für ein ſtändiſches
lrecht, auf das Widerſtreben des Zentrums gegen Neuein-

teilung der Wahlkreiſe, dieſe Vorbedingung für ein wirklich
gleiches Wahlrecht, auf das Bündnis des Zentrums mit den
erſten Wahlrechtsfeinden, den Konſervativen. Wir verdächtigen
alſo Zentrum und Freifinnige nicht, ſondern haben voll-
gültiges Material über ihre zweifelhafte Stellung zu
dem Wahlrecht. Gewiß wollen wir im Einklang mit dem Ge-
noſſen Bernſtein

keine Kraft unbenutzt laſſen,
und bedienen uns auch der Kundgebung der Jntellektuellen im
Tageblatt, ohne dieſe Kundgebung irgendwie zu überſchätzen.
Nit der Darlegung der Ungeheuerlichkeit des Wahl
xechts wird man auf die Wählermaſſen tieferen Eindruck
machen, als mit einer langen Leporelloliſte von Profeſſoren

mit 600 000 Wählern nur ſieben Abgeordnete, die frei und Juſtizräten; unter denen wenigſtens einige, wie Profeſſor
Biermer in Gießen, nicht für das Reichstagswahlrecht ſind.
Biermer meinte, je freier das Wahlrecht ausgeſtaltet werde,
deſto größer würden die Einbußen'der Liberalen ſein.
So bezeichnet denn auch die Nationalzeitung den Vorſchlag des
Zuſammengehens aller Wahlrechtsfreunde als eine Utopie and
die Magdeburger Zeitung wettert gegen den Gedanken eines
Großblocks für das Reich und der nationalliberale Abgeordnete
Schmieding ſchlägt vor, die getrennte Klaſſenwahl nach Art der
Kommunen auf Preußen zu übertragen. Die freiſinnige
Weſerzeitung mendet ſich gegen die Uebertragung des Reichs
tagswahlrechts auf die Einzelſtaaten, denn das werde heißen,
die Handelsſtädte der Sozialdemokratie auszulieſern. Wir
brauchen doch nicht leichtgläubiger zu ſein als der bekannte Herr
v. Zedlitz, der aus ſehr guten Gründen die Ehrlichkeit der frei-
ſinnigen Wahlrechtsforderungen bezweifelt. Aus all dem er-
gibt ſich,
daß von einem Zuſammengehen mit bürgerlichen Parteien für
das allgemeine, gleiche, geheime und direkte Wahlrecht keine

Rede ſein kann.
Die kleine Landtagsfraktion wird, ſoviel oder ſowenig Talent
ſie dazu hat, mit eifrigem Bemühen der parlamentariſchen
Strategie obzuliegen verſuchen, aber wir dürfen nicht glauben,
daß wir dadurch beſonders viel ausrichten werden. Die Partei
darf ſich nicht einzig und allein auf die Agitation im Lande und
unter den Maſſen verlaſſen, es gilt

eine Volksbewegung größten Stiles
auf den Plan zu rufen, ſonſt werden die Entrechteten kläglich
entrechtet und betrogen werden. Die Freiſinnigen haben ja
immer zu verſtehen gegeben, daß ſie zwar das Reichstagswahl
recht für Preußen fordern, aber auch mit einer Abſchlags-
zahlung zufrieden ſein werden. Dieſe freiſinnige Tak-
tik der Abſchlags zahlung muß

als Taktik des Wahlrechtsverrats
mit aller Schärfe gebrandmarkt werden. Jede Teilreform wird
eine Fundamentierung des Wahlunrechts ſein. Gewiß iſt jeder,
auch der kleinſte, Mandatszuwachs willkommen. Aber jedes
Wahlrecht, das der Volksmehrheit nicht auch die parla-
mentariſche Mehrheit ſichert, iſt ſchließlich nur

ein Scheinwahlrecht,
hinter dem ſich der freche Trotz der Privilegierten verbirgt, die
da ſagen: Laß ſchwatzen, laß kritiſieren, wir machen
ſchließlich doch, was wir wollen.

Vollends das winzige Teilreförmchen, das die Regierung
augenſcheinlich offerieren will, kann nicht einmal als ver-
nünftige Abſchlagszahlung angeſehen werden. Jm Gegenteil
kann ſich unter der angeblichen Reform ſogar eine Ver-
ſchlechter ung des Wahlrechts,

ein Schlag gegen die Arbeiterklaſſe
verbergen. Unter dem Vorwand, gewiſſe bekannte Aberwitze
des jetzigen Wahlſyſtems zu beſeitigen, kann man die Klaſſen
einteilung ändern und, wie jg auch die Voſſiſche Zeitung
wünſcht, die Drittelung auf den ganzen Wahlkreis ausdehnen.
Jn Berlin würden dadurch ein paar Bourgeois aus der drittenKlaſſe herausgehoben, dafür aber um ſo mehr Arbeiter, Hand-

werker und kleine Geſchäftsleute in die dritte Klaſſe hinabge-
ſtoßen werden und dem Proletariat künftig jeder Wahlerfolg
unmöglich gemacht werden. Aehnliche Erfolge würden die
Gegner mit der Feſtſetzung eines beſtimmten Zenſus, etwa wie
vorgeſchlagen 2400 Mk., für die zweite Klaſſe ergzielen. Gerade
die konſequente Durchführung der Klaſſenſcheidung in den drei
Abteilungen, die ſcheinbare Konzeſſion an den Mittelſtand,
würde faſt überall den Fall eintreten laſſen, daß die erſte und
zweite Klaſſe mit ihrem h der Wähler die der Wähler
dritter Klaſſe niederſtimmen. Es wäre die Vollendung der
brutalſten Entrechtung der großen Volksmaſſe. Die Sozial-
demokratie, wie überhaupt jeder ernſthafte Wahlrechts-
freund, müſſen daher alles aufbieten, um die Verewigung dieſer
Entrechtung zu beſeitigen. Die Wahlrechtsreform darf nicht
von der Gnade des Geldſackparlaments abhängen, ſondern ein
Wahlrechtsſturm muß im Lande entfeſſelt werden. (Lebh. Sehr
richtigl) Alles Bisherige darf nur

ein Vorſpiel ſein für den bevorſtehenden Wahlrechtskampf.
Auch die ſtärkſte Regierung mit einem Philoſophen und Ueber-
menſchen an der Spitze kann auf die Dauer nicht dem ausf-
geſprochenen Willen der Maſſen Trotz bieten.
Die Herrſchenden tröſteten ſich bisher damit, daß die Sozial-
demokratie nur 25 bis 30 Prozent der Wählerſtimmen im Reiche
auf ſich vereinigt habe. Man bezeichnete ſie als „nieder-
geritten“. Die letzten Wahlen haben gezeigt, wer nieder
geritten iſt und wer im Sattel ſitzt. Es gilt

die geſamten breiten Schichten des Volkes,
die mehr als 80 Proz. betragen, aufzurütteln, und der Armee
der Wahlrechtskämpfer zuzuführen. So kann es gelingen,
Zentrum und Freiſinnige nicht vorwärts zu locken oder vor
wärts zu ſchmeicheln, ſondern vorwärts zu peitſchen.
Den Zentrumsführern iſt nicht zu trauen. Sie und mehr noch
ihre lieben Verbündeten, die Konſervativen, ſind die Nutz
nießer des jetzigen Zuſtandes. Aber die Motive der Zentrumsagrarier, Fentrumegeiſtlichen, Zentrumsjuriſten gelten nicht

für die Zentrums arbeiter. Die Arbeiterführer im Zen-
trum ſind freilich auch nicht zuverläſſig; ſie ſtehen im Bann
kreiſe der Anſchauung der herrſchenden Klaſſen, wenn es natür-
lich auch plumpe Pſychologie wäre, von Beſtechung zu reden.
Durch

die Arbeitermaſſen unter den Zentrumswählern
müſſen die ultramontanen Arbeiterführer vorwärtsgepeitſcht
werden. Jm Oktober 1908 haben wir das Schauſpiel erlebt,
daß auf dem chriſtlichen Arbeiterkongreß ein Antrag auf Be-
ſeitigung des Dreiklaſſenwahlunrechts durch die Herren Gies-
berts, Behrens und Schack beſeitigt wurde, weil der Kon
greß „kein politiſcher“, ſondern ein „Arbeiterkongreß“ wäre.
(Heiterkeit.) So widerſetzten ſich die chriſtlichen Arbeitex-
führer dem Beſtreben der Arbeiter, das Zentrum zu einer
klaren Stellungnahme zu veranlaſſen. Nur die Aufrütte-
lung der Maſſen kann hier helfen. Bringen wir

die Liberalen im Lande
und die Zentrumswähler ins Feuer, dann müſſen auch die
Fraktionen im Abgeordnetenhauſe Taten an Stelle des
Theaterdonners treten laſſen. Wir im Abgeordnetenhauſe
werden dieſe Parteien ſcharf kontrollieren. Für den Freiſinn
wäre es die höchſte Zeit, jetzt endlich einmal eine Wahlrechts
fanfare ertönen zu laſſen. Er kann nur gewinnen bei einer
Entfeſſelung der Kräfte der Demokratie. Jn zahlreichen
Kreiſen kann er mit unſerer Hilfe über die Reaktion ſiegen.
Aber ſtatt deſſen verbündet er ſich mit den verbiſſenſten Wahl-
rechtsgegnern und hat allein in Preußen bei den vorigen Land-
tagswahlen 12 Konſervativen zum Siege verholfen. (Pfuil)

Anträge liegen vor, welche die Anwendung der ſchärfſten
Mittel im Wahlrechtskampfe fordern. Sraßendemon-
ſtrationen und der politiſche Streik werden em
pfohlen. Wenn meine Reſolution von der Empfehlung dieſer
Mittel abſieht, ſo bedentet das nicht einen Verzicht auf ſie.
Wir ſind feſt entſchloſſen, auch von den äußerſten Mittelt. Ge
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'vrauch zu inachen, wenn die Sſwakion es Lrfordert. Se
Beifall.) Aber natürlich hängt alles von dem Grade der Ent
flammung der Maſſen ab. Unſere Wahlrechtsdemonſtrakionen
ſollen gewiß nicht im Vergießen von Blut und im Zertrümmern
von Fenſterſcheiben beſtehen. Niemals waren es die Wahl-
rechtsdemonſtranten, die Blut vergoſſen haben, und bei
der Beſchädigung fremden Eigentums hatten ſtets Lock
ler ihre Hände im Spiel. Allen Schwierigkeiten zum

rotz
gehen wir wieder auf die Straße,

wenn es der Augenblick fordert. Unſere hiſtoriſcho Aufgabe
iſt ungeheuer ſchwierig, aber auch ungeheuer dankbar.
Der Sozialdemokratie iſt die Führung zugefallen in einem
Kampfe für alles, was Kultur- und Menſchheitsfortſchritt be
deutet. Die Mündigkeitserklärung des Volkes, die Erhebung
der Frau zur gleichberechtigten Bürgerin, die Befreiung von
aller ſozialen Unterdrückung iſt unſer Kampfziel bei unſerem
Wahlrechtskampf. Führen wir ihn mit leidenſchaftlicher Hin
gabe, mit äußerſter Tatkraft. Führen wir ihn ſo, daß jener
Ruf gelten kann:

„Vorwärts, vorwärts, immerfort,
Preußen rief das ſtolze Wort:
Vorwärts!“

(Stürmiſcher Beifall und Händeklatſchen.)
Auf Antrag von Adler (Kiel) beſchließt der Parteitag ein

mütig, keine Debatte über Einzelheiten und Klei-
nigkeiten zu führen, da die Stunde nur Beſchlüſſe und
Taten erfordere, und nimmt ohne Debatte einſtimmig
die Reſolution Ströbel an.

Vorſitzender Singer: Unſer Beſchluß tut den unverbrüch-
lichen Willen der preußiſchen Arbeiterſchaft kund, die Wahl
rechtsaktion zu führen und zu kämpfen, bis der Sieg des all
gemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts in
Preußen erreicht iſt. (Stürm. oft wiederholter Beifall.)

Der „Wahblreform“-Skandal.
Der Terror der öffentlichen Stimmabgabe.

Eine preußiſche Wahlrechtsvorlage kommt! Selbſt die Kreuz
zeitung nimmt das jetzt als unabänderliche Tatſache hin, in
dem ſie ſchreibt:

Jn der ganzen Sache wird die Statiſtik jetzt wohl ihr letztes
Wort geſprochen haben; das weitere wird der Geſetz
geber zu ſagen haben. Wir werden die allem Anſchein
nach kommende Vorlage mit gebührendem Reſpelt und
auch mit Vertrauen entgegennehmen und prüfen, freilich
ohne vorweg auf ſachliche und freimütige Kritik zu verzichtem.

Zur Kritik wird aber der Kreuzzeitungsklüngel, wie es
ſcheint, nicht allzu viel Anlaß haben. Denn einſtweilen wird
als einzig ſicheres Ergebnis der im Miniſterrat ſowie zwiſchen
Krone und Miniſterpräſidenten gepflogenen Beratungen das
„einmütige Feſthalten der Miniſter an der öffentlichen Ab-
ſtimmung“ in Ausſicht geſtellt. Das öffentliche Wahlrecht iſt
eine öffentliche Jnfamie; für dieſe öffentliche Jnfamie ſind
die Freiherren und gewöhnlichen Herren Rheinbaben, Bethmann,
Sydow, Arnim, Beſeler, Breitenbach, Trott zu Solz, Moltke
begeiſtert, ſogar einmütig begeiſtert. Wer wundert ſich dar-
über?

Wie die öffentliche Wahl wirkt, hat man ja eben wieder in
Kattowitz geſehen. Man zwingt die Beamten zur Wahl zu
gehen, wählen ſie aber nicht wie die Vorgeſetzten wollen, dann
werden ſie geſchuriegelt, gemaßregelt und ſtrafverſetzt. Wie
die Germania mitzuteilen weiß, hatten vier gemaßregelte
Lehrer in Kattowitz in einer Audienz beim Regierungspräſi
denten geltend gemacht, daß ſie nach einer Loyalitätserklärung
der beiden polniſchen Kandidaten dieſe für weniger ſtaats-
gefährlich gehalten hättten, als die Liberalen. Und was
erhielten ſie darauf zur Antwort? Der Herr Präſident ſagte,
nach dem Bericht des Zentrumsblattes, wörtlich:
„Sie mußten den Kreisſchulinſpektor fragen, wie Sie wählen

ſollten.“
Alſo der Kreisſchulinſpektor, der Landrat, der Gemeindevor-

ſteher haben zu beſtimmen, wie gewählt werden ſoll, und „wer
nicht pariert, der fliegt“. Das iſt das Syſtem der öffentlichen
Abſtimmung, und wenn die preußiſchen Miniſter an dieſem
Syſtem feſthalten, einmütig feſthalten, ſo ſieht ihnen das
ähnlich!

Ob es aber dem preußiſchen Volk ähnlich ſieht, ſich
eine ſolche Wirtſchaft gefallen zu laſſen, das wird ſich
erſt herausſtellen müſſen. Daß preußiſche Regierungsſitten in
etwas vorgeſchrittenen Negerkolonien noch möglich ſind, möch-
ten wir bezweifeln. Wie lange werden ſie noch in Preußen
möglich ſein

Politiſche Uebersicht.
Halle a. S., 5. Januar 1910.

Noch eine „Affäre“ für das Auswärtige Amt.
Herr v. Schön hat diesmal bei Beratung ſeines Etats im

Reichstag Arbeit in Hülle und Fülle. Zu den Angelegenheiten
Mannesmann-Haß, das Schickſal deutſcher Auswanderer in
Braſilien, kommt nun auch noch der Fall des Dr. Zintgraff,
der einige Zeit in diplomatiſcher Aktion am Hofe des Kaiſers
von Abeſſinien war. Er behauptet, von der Kaiſerin verdrängt
worden zu ſein, deren Vertraute den Kaiſer mit Gift „be-
handelten“. Als er abberufen und nach Kairo verſetzt wurde,
verzögerte er ſeine Abreiſe mit der Behauptung, daß er unter-
wegs umgebracht werden ſolle. Schließlich kam er aber doch
mit heiler Haut in Kairo an und iſt jetzt auf dem Wege uach
Berlin, um ſein Material dem Auswärtigen Amt zu unter
breiten.

Wie wir regiert werden.
Von den Machtbefugniſſen eines preußiſchen Landrats erhält

man einen Begriff, wenn man einen Blick auf Vorkommniſſe
im Kreistag des pommerſchen Kreiſes Grimmen wirft. Das
dortige Kreisblatt berichtet über den Schluß des Kreistages
zunächſt, wie die Liberale Korreſpondenz feſtſtellt, mit den
Worten: „Der Etat wird trotz ſtaatlicher Ueberſchrei-
tungen genehmigt.“ Wie hoch dieſe Ueberſchreitungen ſind,
oder auch nur wie hoch der Etat ſelbſt iſt, davon ſagt das Organ
des Herrn Landrats nichts, dagegen ſchreibt es:

„Nachdem die Tagesordnung erledigt, teilte der
Vorſitzende mit, daß die beantragten Provinzialbeihilfen für
die Chauſſeen von Sievertshagen nach Schönewalde und von
Vorland nach Rekentin nicht bewilligt ſeien.

Mit dem Vorſchlage, trotzdem ſofort mit dem Bau der
beiden Chauſſeen zu beginnen und über die Aufbringung der
noch fehlenden Baukoſten ſpäter zu beſchließen, er-
klärte die Verſammlung ſich einverſtanden. Nach beendeter
Sitzung fand im Hotel Deutſches Haus ein gemeinſames
Mittageſſen ſtatt.“

Dieſes Verfahren iſt von einer beneidenswerten Kürze und
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Wie der heruntergekommene Freiſinn ſeine Manbalke er
ſchachert, davon gab das berüchtigte Telegramm des Halle
ſchen Parteiführers Heorzfeld deutlich Kunde, das bekannt
lich von den Liberalen in Landsberg verlangte, ſie ſollten offen
für den antiſemitiſchen Konſervativen eintreten, damit die
Halleſchen Konſervativen für den Freiſinn ſtimmten. Eine
ähnliche Mandatsſchacherei iſt in Gifenach vor ſich gegangen.
Die Nationalliberale Korreſpondeng behandelt den Kandidaten
zwiſt in Eiſenach, um den Peweis zu führen, daß an dem Zer-
würfnis die Freiſinnigen ſchuld ſind. Es wird da erzählt:

„Die hieſige freiſinnige Parteilei forderte die Ueber
laſſung eines Landtagsmandats für ihren Herrn Kühner.

Obwohl die Wahlvorbereitungen für einen nationalliberalen
Kandidaten bereits getroffen, die Nominierung der Kandi-
daten erfolgt und die Wahlarbeit bereits begonnen war, ver
ſuchten wir auch Erfüllung dieſes Wunſches. Es gelang
unſeren Bemühungen nicht. Danach forderte die freiſinnige
Parteileitung die Zuſage der Meininger Nationallibe
ralen, 1912 wieder für einen freiſinnigen Reichstagskandi-
daten einzutreten, und wir konnten zu unſerer Freude dieſe
Zuſage von unſeren Meininger Parteifreunden erhalten.
Gleichzeitig empfahlen uns dieſe Herren Schultheiß
Krug aus Obermaßfeld, einen nationalliberalen Abgeord
neten des Meininger Landtags, als vorzüglichen gemein
ſamen Kandidaten, der, was uns bei unſeren Einigungs-
beſtrehungen beſonders wertvoll erſcheinen mußte, von dem
freiſinnigen Reichstagsabgeordneten Müller-Meinin-
gen warm empfohlen war.“

Die warme Empfehlung des Bündlers Krug durch den
Abgeordneten Müller-Meiningen iſt alſo auf die Sorge dieſes
Herrn um ſein gefährdetes Reichstagsmandat zurückzuführen.

Schacher, nichts als Schacher.

Jugenddrangſalierung durch das Vereinsgeſetz.
Am Sonntag fand in Breslau eine vom Jugendausſchuß ein

berufene öffentliche Verſammlung ſtatt, in der Genoſſe Müller
über Weſen und Ziele der Arbeiter-Jugendbewegung ſprach.
Trotzdem die Verſammlung keine politiſche Veranſtaltung war,
und als ſolche auch nicht bekannt gemacht worden war, hielt es
die Breslauer Polizei doch für abſolut notwendig, die Ver
ſammlung als eine „politiſche“ zu betrachten. Der Ein
ſpruch des Einberufers gegen dieſe Bevormundung und der
Hinweis auf das Reichsverrinsgeſetz fand vor den Augen des
überwachenden Kommiſſars keine Gnade. Ausdrücklich erklärte
dieſer, daß er Befehl vom Präſidium habe, die Verſammlung
der Jugendlichen genau ſo „belegen“ zu laſſen, wie jede große
politiſche Verſammlung. Außerdem wies der Kommiſſar noch
darauf hin, daß ein 20 Mann ſtarkes Wachtaufgebot für den
Gewerkſchaftshausdienſt bereit ſei. Die Verſammlung nahm,
nachdem das Verhalten der Polizei gehörig gegeißelt worden
war, ihren normalen Verlauf. Es wird aber Beſchwerde er
hoben werden.

Deutſches Reich.
Zum dventſch- amerikaniſchen Handeldabkommen. Der

amerikaniſche Botſchafter Hitl hofft auf Grund ſeltier in
Waſhington eingezogenen Erkundigungen auf einen günſtigen
u der Verhandlungen über die Zolltariffrage und auf
den Abſchluß eines neuen Handelsabkommens zwiſchen Deutſch
land und Amerika.

Der Bundesrat gegen die mecklenburgiſchen Junkerſchädel?
Der Bundesrat tritt am 6. Januar zuſammen, um zu dem
Verfaſſungsantrag der mecklenburgiſchen Regierung Stellung
zu nehmen. Ob er freilich die Kompetenz des Reiches zur Auf
zwingung einer Verfaſſung zugeſtehen wird, bleibt dahingeſtellt.

Die große Säge. Unmittelbar nach dem Neujahrsempfang
der kommandierenden Generale bei Wilhelm II. hat der Kom-
mandierende des 15. Armeekorps, General der Jnfanterie,
Ritter Hentſchel von Gilgenheimb, ſein Abſchied s-
geſuch eingereicht. Auch der Gouverneur von Straßburg,
General von Moßner, tritt in den Ruheſtand. Koſten für
die Steuerzahler: rund 20 000 Mk. pro Jahr.

Zur Erhöhung ſeiner Hochzeitsfreude erließ der Herrſcher
bon Sachſen Weimar geſtern eine Amneſtie für „leichte“ Ver
urteilte.

44S Ueber ein Wahlreqhtsidht aus
der erſten Wählerklaſſe wird aus Elbing folgendes berichtet:
„Bei der Stadtverordneten Stichwahl in der erſten Abteilung
zwiſchen den Herren Arzt Dr. Neuſitzer und Fabrikbeſitzer Kurt
Schmidt mußte das Los entſcheiden, da Herr Kommerzienrat
Siebert ſeine Stimme wiederum, wie bei der Hauptwahl, für
Herrn Schmidt und Herr Fabrikbeſitzer Komnick (die Abtei-
lung hat nur dieſe beiden Wähler) ſeine Stimme
für Herrn Dr. Neuſitzer abgab. Das Los entſchied darauf zu
gunſten des Herrn Dr. Reuſitzer.“ Die preußiſchen Autori-
täten nennen das „Wahl“, das geprellte drittklaſſige Volk be
geichnet es als Affenkomödiel

England.
Der Chauvinismus im Wahlkampfe

Ben edlen Lords und ihrem Anhang iſt jedes Mittel recht,
von dem ſie glauben, daß es im Wahlkampfe ihrer faulen
Sache nützen könne. Nach wir vor operiert man mit dem
törichten Märchen einer deutſchen Jnvaſion und verſucht damit,
das Volk einzuſchüchtern. Von liberaler Seite werden dieſe
Verſuche entſchieden zurückgewieſen. So führte der Staats
ſekretär für Jrland, Birvell, in einer Rede, die er in
BDriſtol hielt, aus, er verurteile aufs ſtrengſte den Ver
ſuch eines Teils der Preſſe, den Geiſt der Feindſeligkeit gegen
Deutſchland zu entflammen. Staatsſekretär Grey erklärte in
Craſter (Northumberland), die Regierung werde die Oberherr-
ſchaft zur See ficherſtellen. Der Sekretär der Landesverteidi-
gung, Peaſe, der in Saffron-Walden ſprach, bezeichnete die
Seemacht Englands der deutſchen gegenüber als überwältigend.
Jn 24 Jahren, wenn Deutſchlands Schiffbauprogramm aus
geführt ſei, werde England 94 Schlachtſchiffe haben gegen 41
der deutſchen Flotte.

Der Wahlaufruf des Bergarbeiter-Verbandes.
London, 5. Januar. Der engliſche Grubenarbeiter Ver

band, der 600 000 Mitglieder umfaßt, hat einen Wahlauf-
ruf erlaſſen, worin gegen das Oberhaus und die Lords Stel
lung genommen wird.

Die neuen ſozialpolitiſchen Geſetze-
Mit Beginn dieſes Jahres ſind drei Geſetze von großer

ſozialer Tragweite in Kraft getreten. Sie betreffen: Organi-
ſation des Arbeitsnachweiſes, Bekämpfung
Schwitzſyſtems und Linderung der Wohnungsnot.

1. Die Labour Exchanges Act ſchafft eine Organiſation fach
männiſch geleiteter Arbeitsnachweis bureaus im ganzen
Land. Für notwendigen Ortswechſel iſt die Gewährung er-
forderlicher Darlehen vorgeſehen.

2. Der Trade Boards Act gibt dem Gewerbeminiſterium die
Befugnis, für beſtimmte Gewerbe die Einſetzung von
Schiedsgerichten aus Vertretern der Arbeiter und Ar
beitgeber und unter dem Vorſitz eines Beamten des Mini-
ſteriums anzuordnen, die zur Feſtſetzung von Mindeſt-
löhnen befugt ſind. Das Geſetz wird zunächſt Anwendung
finden auf die Konfektions, Spitzen, Kartonnage und Ketten-
erzeugung. Die Löhne werden für Zeit- und Stückarbeit feſt
geſetzt und treten ſechs Monate nach ihrer Anordnung in Kraft.
Zuwiderhandlungen von Unternehmern ſind mit Strafen von
408 Mark bedroht.

3. Die Houfing and Town BPlanning Act erleichtert die Be
ſeitigung der ſchlimmſten Wohnhöhlen (Slums), verbietet das
Zuſammenbauen von Häuſern und gibt den Gemeinden das
Recht, Bebauungspläne innerhalb ihrer Gemarkung oder in

Nachbarſchaft in u zu ſetzen. Dazu kommen noch eine
eihe anderer ſogzialpolitiſcher Geſetze von untergeordneter

Bedeutung.

des

(o0eſterreich-Ungarn.
Straßenkämpfe in Bosnien.

Peſt, 4. Januar. Geſtern fanden in Serajewo ſchwere
Ausſchreitungen auf offener Straße ſtatt, wobei die ge
neriſchen Parteien ſo heftig miteinander kämpften, daß es auf
beiden Seiten Tote und viele Verwundete gab. Bevor noch
die Behörden einſchreiten konnten, hatten die Exzedenten zu
den Meſſern gegriffen. Vier von ihnen blieben tot am Platze,
und zahlreiche Verwundete mußten ſich in ärztliche Behandlung
begeben. Die Urſache dieſes wütenden Straßenkampfes iſt noch
nicht feſtgeſtellt.

Finnland.
Ein plumper Schwindel.

Die offiziöſe Petersburger Telegraphenagentur verbreitet
die Tatarennachricht, daß man in Finnland eine ganze Reihe
von Waffenlagern entdeckt habe und einem groß angeleg-
ten Waffenſchmuggel in Geldſchränken, die aus Ham

e c c A.
f burg eingeflhrt wurden,' auf die Spur gelommen ſei. Es

unterliegt keinem Zweifel, daß man es hier mit einer eben
ſolchen Provokation der ruſſiſchen Regierung zu tun hat, wie
ſie ſeinerzeit Aſew in Finnland plante. (Wie die deutſche
bürgerliche Preſſe feſtſtellte, hat Aſew den Finnländern den
Vorſchlag gemacht, Bombenlaboratorien in Finnland einzu
richten.) Die Kommentare, die die offiziöſe Preſſe an dieſe
Nachricht knüpfte, weiſen darauf hin, daß die ruſſiſcke Regie
rung wieder etwas neues gegen Finnland im Schilde führt.

Türkel.
Kene Aufſtände in Meſopotamien.

Konſtantinopel, 4. Januar. Der Scheich der auß
ſtändiſchen Barzen in den Wilajeten von Bagdad und Moſſul,
der ſich nach einer offiziellen Meldung unterworfen haben ſollte,
iſt plötzlich mit einer neuen und ſo großen Armee wieder gegen
die Türken ins Feld gezogen, daß alle Redifs (Reſerviſten) der
zwei Provinzen ſchleunigſt einberufen werden mußten. Jm
Milajet Moſſul befinden ſich die Stadt Raku und alle Orte im
weiteren Umkreiſe in der Gewalt kurdiſcher Jnſurgenten. Die
Agas der Kurden haben alle Straßen des Wilajets Moſſul be-
ſetzt und verhindern es, daß die Bevölkerung Berichte über die
kritiſche Situation des Landes nach Konſtantinopel gelangen
laſſe. Aus vielen Gegenden iſt denn auch die Pforte ganz
ohne Nachrichten über die dortigen Zuſtände.

Es wird weiter gehängt.
Konſtantinopel, 4. Januar. Die Hinrichtungen wer

den fortgeſetzt. Jn Eſſin wurden vor drei Tagen ein Armenier
und elf Moslems, die das Ausnahmegericht zu Dſchebelibereket
zum Tode verurteilt hatte, auf dem Marktplatze gehängt. Unter
den gehängten Moslems befanden ſich mehrere Notable und
der Mufti der Stadt Bagtſche. Jn Maraſch wurde der Nabob
von Gökſſu, Bairamoglu Ali, als Reaktionär gehängt. Man
erwartet, daß der neue Großweſir der ganz unkontrollierten
Schreckensherrſchaft der Kriegsgerichte in den Provinzen ein
Ende machen wird.

Es wird in der Tat auch hohe Zeit, dieſem Schreckensregi-
ment, deſſen Fortſetzung die Sympathien für die jungtürkiſche
Regierung ſicher nicht erhöht, ein Ende zu machen.

Aus der Partei.
Und wiederum Mandatsräuberei?

Auch die Stadtverordnetenverſammlung in Guben erklärte
die Wahlen der dritten Abteilung, in der erſtmalig vier So
zial demokraten gewählt worden waren, wegen eines
angeblichen Formfehlers für „ungültig“.

Die Niedertracht in der Auswahl der Kampfesmittel gegen
die Sozialdemokratie kennt keine Grenzen.
Ein ſozialdemokratiſcher Stadtverordnetenvorſteher in Preußen.

Genoſſe Molkenbuhr wurde zum zweiten Vorſitzenden
des Schöneberger Stadtverordneten-Kollegiums gewählt.
Die Wahl iſt die Konſequenz der durch die letzte Wahl einge
tretenen Parteiverſchiebung im Schöneberger Parlament. Die
Sozialdemokratie iſt jetzt die zweitſtärkſte Fraktion und hat
demnach Anſpruch auf dieſen Poſten.

Handbuch der fozial demokratiſchen Parteitage 1863--1909,
bearbeitet von Wilhelm Schröder. Vollſtändig in etwa 18 Liefe
rungen zu je 30 Pfg. Verlag von G. Birk u. Ko. m. b. H.,
München.

Jeder in der Arbeiterbewegung Tätige wird ſchon oft ein
Nachſchlagewerk vermißt haben, wenn er feſtſtellen will, wie ſich
die Sozialdemokratie zu einer ſozialen oder politiſchen Frage
offiziell verhalten hat. Bisher mußte man, um darauf die
Antwort zu finden, unter Zuhilfenahme des Gedächtniſſes, die
immer ſtärker werdende Zahl der Protokolle zur Hand nehmen,
wodurch großer Zeitverluſt entſtand. Wenn das Werk vollendet
vorliegt, iſt das nicht mehr nötig. Alles was in 46 Jahren auf
den Parteitagen verhandelt und beſchloſſen wurde, findet man
alphabetiſch geordnet vor. So enthält Lieferung I z. B. den
Achtſtundentag, Agrarfrage, Grund und Bodenfrage, Achtuhr
Ladenſchluß, Akademiker, Akkordarbeit, Akkordmaurer, Alkohol-
frage und Anarchiſten. Für Referenten wird das Werk be
ſonders wertvoll werden, da es ihnen nicht nur Material liefert,
ſondern auch den Zeitverluſt des Zuſammentragens ſpart. Die
Lieferungen erſcheinen 14tägig.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht und Par
teinachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaft
liches, Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales
Otto Niebuhr, für Provinzielles und Verſammlungs
berichte Gottl. Kasparek, ſämtlich in Halle.

Ein PostenKostüm- Röcke
in Tuch und Cheviot im englischen Geschmack, u

in allen Weiten und Längen ]ett 15.00 bis

Ein Posten 2 gTüll Zlusen
mit Spachtel-Pinsatz und Tallkoller, u

auf Futter gearbeitet. letzt Stück

Kvend- Käntel
aus Tuch und schweren Stoffen, in hellen

Farben, früher 45.00 bis 9.00 M. jetzt 22.50 bis

bitten zu beachten.
Unsere Schaufenster

Krogser

Räumungs-Kusverka
23000

Damen-, Herren und Kinder-
L

2

nur erstklasclge Qualſtäten

zu enorm billigen Preigen.

un J. Lewi
Halle a. S. Marktplatz 2 u. J.

Rauskleiderstof

uf.
Ein Posten

er-Velour
schwere Qualitäten,

Meter 55 45 38 35 29

Ein Posten

Ziusenstoffe
in nur aparten Streifen Meter 65

Ein Posten

doppeltbreite praktische Kleiderstoffe
Meter



EIE J beafer
Direktor u. Besitrer: Paul Bläthgen.

Gastspiel Garlands
J 8

reren See „Der falsche Prinz.erregenden Setech:
20 8Sohwarze Künstler und Künstlerinnen 20.

Christi-Duo eGanz Kolossaler Erfolg.

Henry Vry's neueste Oreation:Skulptur und Schönheit
in Marmor e von den3 goldenen JungfraueB. T. L. Krügor's Maskerade.The alt r e er.

Mac T uro der unübertreffliche Comie-
Juggler

und weitere 4 Attraktionen.
Der Reichhaltigkeit wegen: Beginn präzise 8 Uhr.

Cermania-Theater,
Krerzungsprukt beider elektr. Bahnen. Veil 1. L. ren Et.

Der Totschläger
Roman von Emile Hola.

Knuſt ilm, 750 m lang, Ergreifendes Drama ausd. Volke.
Spieldauer “4 Std. Ferien-Erlebniffe unſerer Schul

Sardiniſche Ehre, Drama. jugend, Drama.
Lottchen wird aufs Land gegeben. Liebes-Andenken, Humor.
Aller zwei Stunden kräftig ein- Moderner Schulunterricht, kolor.
reiben. Pat Coruer, Detektiv- Roman,Von Bremen nach Neuyork. ſpannend,

Weissenfels, Voſſkshaus.
Sonntag den 9. danuar 1910

ERinmmaltig. Theater-Abendl

n Gustav Foller.

Telephon 189.

Bhelnlsches

Pcwerſferfer

Schnitz
Dir.: GOarl Sohmitz.
Ueute und folg «aye:

Anfang prüziſe 3 Uhr

denten (agerthin

Vorher: Das großartige
Varietee Programm

die Paris. Schönheit 1

vie Rero.
J An Fmrbenpracht und
J Lichteffekten einzig

artige herrliche Kunſt
ſchöpfungen.

U. a.: Das Hrig.Modell

Fe IIder „Sermanig“
n. d. übr. e Attraktionen.

Siadh- chealer

in Halle a. S.
Direktion Hofrat H. Richards.
Donnerstag den 6. Januar 1910:der See g Dresdener Zühnen- Künſtler un a m

mit Emmy Kittler, 1. Naive v. Breslauer Schauſpielhauſe, Armin J Iſt ä di EinFaber v. Leipziger Schauſpielhauſe, Camillo Randolph, e. Mitgl. Wadier neuer in
des Dresdener Reſidenztheaters (Jnh. des Kunſtſcheines). ins Niger e d

Rovität! Der Verbrecher. Novität! Feſtſpiele
Schauſpiel in 1 Akt, mit dem Darſteller in 7 Rollen. Dle Königin von Saba.

Große Oper in 4 Akten
von Karl Goldmark.

Kaſſenöffn. 7 Uhr. An r.ßf de h S u

e ioohzeitsreiso.
Koſtüm Luſtſpiel in 2 Akten von R. Benedigx:

Von 6 Uhr ab: Konzert der Walter Dettmar'ſchen Kapell
Nach dem Theater: Ball unbeschränkt.

e der Plätze: Balkon 40 Pf., Saal 30 Pf., Galerie 20 Pf.
Vo m e gen 22, im Volkshaus und

Konſum, S erſtraße 6.
Für unſere lieben Kinder, Große Kindervorſtellung.

Sonntag nachmittag 3 Uhr:
Frau Hoille oder Goldmarie und Pechmarie.,

Eintritt 10 Pf. im Vorverkauf und an der Kaſſe.

Gewerksch.Kartell Teitz.
eitag d. 7 Januar abends 8/2 Uhr bei Kämpfe

Wersammlung. a
TagesOrdnung

er nung vom 43 Quartal und Jahresabrechnung.

2. Bericht des Vorſtandes und der Kommiſſionen.
3. Neuwahl des Vorſtandes und der Kommiſſionen.
Die neugewählten Delegierten haben ihre Mandate vorzulegen.

Die Kommiſſionsmitglieder bitten wir zu erſcheinen. Der Vorſtand.

Vorher:

e.

Freitag den 7. Januar 1910:
113. Abonn.-Vorſt. 1. Viertel.

Lumpaci Vagabundus
oder: Das liederliche Kleeblatt.
Original-Zauberpoſſe in 8 Akten

von J, Neſtroy.
Muſik von Adolf Müller.

2

J Böhlert's Restaurantg Slauchaerstrasse 75 2 kinzlg in seiner iſt.
e Täglich Frei- Konzert Höchste Vollendung
e des Damen-Orchesters „Diaholo“. e Unerreicht!

n e n Konkurrenzlos!hie Senat et Saison

Man muss es gesehen
haben, um es zu glauben

an ine ſat ſern ſin i
ZTinsondorf,

Sonntag den 9. Januar nachm. 5 Uhr
im „Seifertſchen Gaſthof“

Welhnachts Veranülgen

mit Christhaum-Verfosung.
Hierzu ladet alle Sportgenoſſen ſowie die organiſierte Arbeiter

ſchaft freundlichſt ein Der Vorstand
Jedes Mitglied iſt verpflichtet ein Geſchenk mitzubringes.

keueche hre x

Alles muss faehen?!
Täglich Vorstellung

ununterbrochen von 4--1 l Uhr.

Teitrz.,

land
Größtes

klxchhalle.

d elreſciſt

e m e friſen zu bi n Ta FFrir
3--4 mal friſch, auses eintreffend.

Beſte Bezugsauelle f. Händler.

Der Weg un Manvon e Kautskhy.

Preis 50 Pfennig.
Zu beziehen durch alle Austräger

m. die Pglkshuehhandiung
Harz 4243.

änüen ungillen mit a. Rathenower Wimn J

ſchon von 1.50 Mk. an.
ergren ſofort, ſauber und billig. W
hische W und Bedarfsartikel.

wyüitchen ſnſtn ich Kind. Weissenfels, vaſttaue ib.
Einziges Sperialgeſchäft am Plage

Voranzeige!
„Trothaer Schlösschen.“

Sonntag den 16. Januar

Grosser öffentlicher Maskenball.

Zeit
Hell

e

mS,

v S

J

0

5

O Oder tun r-chor Halle a. J.
Sonnabend 15. Jannar m grossen Sogle des Voſkspark:

gr. Mashenball9r. vorsohlodenen oborrasoh

Hierzu ladet freundlichst ein
NB. Karten sind bei aumtlichen Sangesbrüdern zu haben.

Der Vorstand

O Ohne Karte kein Zutritt.r

inventur Verkauf
zu folgenden enorm billigen Preiſen:

Winterüberzieher jes:

Winterjoppen Wer eeſem
Jackettanzüge erek

Stoffhosen len jetztArbeitshosen batere m x7

ar. VWönen (Nabenanzüge

Dieſe Gelegenheitskäufe bitte im Schaufenſter anzuſehen. 2

o S Rabatt.Ernst Benner Kulit t
ſtraße 25 u. Domplatz 5). Se

jetzt nur
Farben

nur 9* 11* 132,
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170 221o je 20

n 2 22

uſter

nur

on Bedenerlſtfec in ſeſuanenre

8 Ltr.-Do

Herin Mi
linge pro Ki

4 Kir.- Doſe L R.Gelee i 155 M.
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2,30 M.
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Einem geehrten Publikum
Zeit.von Zeitz und Umgegend zur

Nachricht, daß ich Parkstrasse S eine
Schuh-axy- und Reparatur -Werkstatt

ften bin ich in der Lage,
a habe. Durch gangjährige r in erſten Maß
einften e als auch dauerhafte Arbeitsſtiefel herzuſtellen.

ſowohl ſaubere Maßſtiefel vom

n ſauber und preiswert.iy Ktosse, Schuhmacher, Seite 9.

Nersevurg.
Einem geehrten Publikum von Merſeburg die höfliche Mitteilung,

daß ich mit heutigem Tage das früher Reichel'ſche Geſchäft, Ober
breiteſtraßze 21, übernommen habe.

Empfehle ff. hausſchlachtene
Artikel. Jndem ich prompte
gütigen Zuſpruch.

Wurſt, ſowie ſämtliche Vorkoſt
Bedienung zuſichere, bitte ich um

Emil Wartemann.

Bockwitz.

zur gefl. Kenntnisnahme, da

eröffne.

Rabatt

Geschäfits Eröffnung-
Der geehrten Einwohnerſchaft von Bookwitz u. Vmgeg.

Fleisoh- u. Wurstwaren-Geschäft
Es wird mein Beſtreben ſein, nur beſte Ware zu liefern

und halte ich mich dem geehrten Publikum beſtens empfohlen.

Auf m kaue gewähre ich 5 Proz. in Marken des
Um Halrrach bittet

Hochachtungsvoll Friedrich Oder, gleiſchernſtr.

T )I2TTBoehk witz.

ich mit heutigem Tage ein

Xypotheken-Ka pitai
iſt durch mich auszuleihen.

Uugo Schulze, Halle a. S.
Telephon Nr. 197. Neue Promenade 3.

Schönheit
verleiht ein zartes, reines Geſicht,e ehe Ausſehen,
wei ße, amtweiche e Haut u. blendend

ſchöner Teint. Alles dies erzeugt
Ktechenyferu-Lihenmiſch Seſſe

p. e gää Radebxul
Ernst r Mori Vinger
Gus eilſtraße 5,Leipzigerſtr. 104,Max uuucer- Alt I Markt 4,

ws
Ernst Jentaseh, Leipzigerſtr. 81,O. Kramer, gegenüb. d. Glauch. dine

r VLaxrl K Königſtr. 24,Neht.,r. O e r 34,F. A. Patz, W i ſtrUerm. Pf. SE. Richter, e e
Senwanen-Prog., Er voſſtr,
Willy Weise, Lindenſtr. 55.
Jn Glebichenstein; Felix Soll

c

Schuhwaren,

n eIII Wenn
ſſt mein ſelbſtgekochter, ſchwarzer

olannisbeerraft.
Karl Krütgen,

n ehedieterit?.
Ross-Schläehterel,

von Robert Kunert

r Fleiſch ſowie Saten.

g ranhausſtr. 20.h T I

I ſchneider und S. W

eren li

Schank. u Spelgewirtschutt e

m J S e

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg), 4. Januar

Aufgeboten Lithograph Härtlund Anna Taube imeberg und
Leipzigerſtraße 94). Poſtbote Elias
und A. Quitzſch (Halle u. Eilenburg). Stehen re

ſch (Halle u.
Gräfendorf).

Etzeſchliezungen: Friſeur Vopel
und Margarete Lichtenſtein (Alter

Markt 28 und Körnerſtraße 27).
Arbeiter Brummrig und Anna
Engelhardt (Saalberg 26). Maurer
Kaufmann und Anna Guſcholt
(Wörmlitzerſtraße 103 und Mühl-

ſſe 89). Arbeiter Berger undl gaKnna Gäſert (Gr. Märkerſtr. 21
und 17). Feilenhauer Kuhne und
Frida Meinhardt Frl

oſſerKittelmann und Gertrud c
Mirtinskerg 7).

Geboren: Friſeur Kokot T.
Grünſtr. 29). Fleiſcher Seybicke
aus Groß Korbetha S. (Klinik).
Kutſcher Gilwald T. Turmſtraße159. Buchbinder Nitzſche S.
her. 47). Seiler Schmidt

Jakobſtr. 20.eſtorben: Arbeiter Relbandt

aus Hayng, 65 J. Kaufmanns Krauſe Monate
(Liebenauerftraße 160).

LalleRord (Gr. Brunnenſtr. 84a)
4 Januar.

Aufgeboten Krankenpfleger
und Pauline Stettner

Nietleben und Burgſtraße 57).
Kohlenhändler Wildgrube und
Anna Hübuer Schillerſtr. 26 u.
Zwingerſtr. 26).

Eyeſchließung: Portier Schra
der n. Amanda Knauth (Koburg

und Georgſtr. e
rz 3Kurth T. erateur Heldt tet
Arbeiter Heimli 54 alwerder
ſtraße 4). Mittelſchullehrer Sieber
S. (Angerweg

Over-Henkel T.

s9 J.
bahn Baua

blhauſen,
klinil). 4 (Rerven

Am Zoprz z Uhr
verſchied ſan nſchwerem Leiden mein üeber

Gatte, Vater, Sohn, Bruder
und Schwager, der Töpfer

im 34. Lebensjahre.
Dies zeigen ſchmerzerfüllt an

geig, 5. Januar 1910

ſo lieben Fron

ſage ich i rn Dank.
Grangs den 4. Januar 1910.
Der ſchwergeprüfte Gatte

Ernst Falky,
im Namen ſämtlicher Hinter

bliebenen.

Zerias m Grabe meiner
li Frau erer guten, treuſorgenden Mutter ſagen wir all

eben Bergenbgen a

ten und allen deuen, wihren Scro paßt
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1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 4

Per Preußentag.
Das preußiſche Kommunalprogramm.

Berichterſtatter Paul Hirſch: Das rege iſt von einer
Kommiſſion ausgearbeitet worden, die von der letzten Ge

d Berlin und Brandenburg niederefetzt war und zu ihren Beratungen Genoſſen aus allen
andesteilen Preußens hinzugezogen hat. Der einſtimmi

genommene Entwurf iſt dann der Oeffentlichkeit und der Kritik
der Parxteipreſſe unterbreitet worden. Geſtern hat nun die
Kommiſſion eine Reihe Anträge und Anregungen in den Ent
wurf hineingearbeitet,
Unſer Entwurf zerfällt in zwei Teile. Der erſte behandelt

die Anforderungen an die Geſetzgebung, der
r enthält die Forderungen, die unſere Gemeindevertreterereits nach dem heutigen Zuſtand der Geſetzgebung zu
ſtellen berechtigt ſind. Der erſte Teil des Entwurfes begeht ſich

auf die Geſetze und zwar nicht bloß auf die Landes-, ſondern
auch die Reichsgeſetze, die geändert werden müſſen, um beſtimmte ggrdegungen in den Gemeinden zu erreichen. Rufe

Entwurf iſt kein Nürnberger Trichter, mit dem man unſeren
Genoſſen die ganze politiſche Weisheit eintrichtern könnte,
ſondern ſoll den in den n e tregngeß tätigen Genoſſen
mit Grundzügen an die Hand gehen. Evtk. beſchließt der Par
teitag, noch einen beſonderen Kommentar zu unſerm Pro-
gramm herauszugeben. Genoſſe Dr. Lindemann, bekanntlich
eine anerkannte Autvrität auf dem Gebiete der Kommunal-
politik, hat die Frage aufgeworfen, oh es ſich überhaupt emp-
fehle, ein einheitliches Kommunalprogramm für ganz Preußen
gufguſtelen. Aber dieſe Frage kommt die Kommiſſion nicht
in V

n

etracht, die doch eben eingeſetzt iſt, um ein einheitliches
Kommunalprogramm aufzuſtellen. Jedenfalls iſt das Be
dürfnis noch einem ſolchen Programm in weiten Kreiſen
unſerer Partei verbreitet. Genoſſe Lindemann vermißt u. a,
die Forderung eines Wohnungsgeſetzes für Preußen in unſerm
Kommunalprogramm. Aber wir haben von einer ſolchen Forde-
z hier abgeſehen, weil bei der Zu des preu-

iſchen Landtages von einem preußiſchen Wohnungs eſetze für
ie arbeitende Klaſſe nichts Gutes zu erhoffen iſt. Gewiß hat

Lindemann recht, wenn er meint, daßz die Verhältniſſe in den
einzelnen verſchieden liegen. Aber ſie liegen auch
in den einzelnen Gemeinden derſelben Provinz verſchieden. Es
liegt kein Grund vor, wegen dieſer Verſchiedenheiten von der
eng gemeinſchaftlicher Grundzüge abzuſehen. Den
Genoſſen der einzelnen Provinzen und Orte bleibt es unbe
nommen, angeſichts beſonderer Verhältniſſe Ergänzungen des
gemeinſamen Programms vorzunehmen.

Man hat die Frage aufgeworfen, ob das Kommunalpro-
ramm ſich mit der Bremer Reſolution deckt, welches ſtaatliche
uſchüſſe an die Gemeinden für Volksgeſundheit, Schulpflege,

Armenweſen und den Wegebau fordert. Aber ſchon damals
traten die Anſichten darüber ſehr auseinander, ob nur ſtaatliche
Zuſchüſſe zu fordern, oder dem Staate die geſamten Laſten
aufzubürden ſeien. Wie ſchon die ſächſiſchen Genoſſen, gehen
auch wir über die Bremer Reſolution hinaus, indem wir die
Uebernahme der Volksſchullaſten auf den Staat verlangen. Man
ſage nicht, daß dadurch die Selbſtverwaltung gefährdet wird,
Heute gibt der Staat herzlich wenig, manchmal gar nichts, und
nimmt ſg doch heraus, den Gemeinden vorzuſchreiben, was ſie
auf dem Gebiete des r u tun oder zu laſſen haben.
Außerdem fordern wir ja geſetzliche Uebertragung der ul
verwaltung auf die Gemeinden. Bei den Staa n zum
Armenweſen, Wegebau uſw. muß jede Willkür der Regierung
durch Geſetz ausgeſchloſſen werden, ſo daß ſie B. nicht etwa
der Gemeinde Huſum wegen ihres Bürgermeiſters Schücking
den Staatszuſchuß entziehen kann.

Sehr heftige Angriffe haben die abſtinenten ehe egen
unſer Programm erhoben. Sie haben der Kommiſſion ar
mangelnde Sympathie für die Bewegung zur Bekämpfung desAliobols vorgeworfen. Aber es ſitzen in der Kommiſſion doch

einige waſchechte Abſtinenten (Hört, hört!) und gerade dieſe
haben ſich gegen die zu weit gehenden Anträge ihrer Freunde

ewandt, weil ſie einſahen, daß man dadurch der Sache mehr
chadet als t (Sehr richtig Wir hatten nicht die Auf
abe, ein Abſtinentenprogramm zu entwerfen, ſondern ein
ommunalprogramm. (Zuſtimmung.) Wir ſtehen alle auf
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dem Boden der Eſſener Reſolution. Aber was ſoll man zu
u Anregungen der Abſtinenten ſagen, wie jener Auf-
orderung zur Wahl abſtinenter Delegierter. (Hört, hört!) Wir

haben Aufgaben, als lediglich die Abſtinenzbewe
gung zu fördern. Wir haben berechtigte Wünſche der Abſti
nenten in unſer Programm aufgenommen, aber ſolche Anträge,
wie den Antrag 12, der lurzer Hand die Gemeinden bevoll-
mächtigen will, den Ausſchank alkoholiſcher Getränke zu ver-
bieten, müſſen rundweg abgelehnt werden. (Sehr richtig
Solche Geſetze würden ja nur das Trinken in das Jnnere der

äuſer verlegen. Es würde nicht weniger getrunken werden,
ondern nur heimlich. (Sehr wahrl) uch die Bekämpfun
es Animierkneipenweſens gehört nicht in ein Kommunal
rogramm. Hier hilft viel beſſex die gewerkſchaftliche Organi-ation der Kellnerinnen. Die reren des obligatoriſchen
usſchanks r Getränke in geſundheitsgefährlichen

Betrieben iſt an ſich berechtigt, aber eine Spezialfrage, die nicht
ins Kommunalprogramm gehört. Die von manchen Seiten
eforderten Kommiſſionen ſoll man nicht überſchätzen,
ie ſind vielfach Dekoration.
Unſere Forderungen in bezug auf die Gemeindever-

faſſung geben unſerem ganzen Programm das Gepräge, ſie
zeigen, daß wir eine demokratiſche Partei ſind. Zurzeit haben
wir nirgendwo in Preußen ein wirklich demokratiſches Wahl
recht. In den öſtlichen Städten ſtehen Magiſtrat (in kleinen
Landſtädten Bürgermeiſter und Schöffen) und Stadtverord-
nete ſich gegenüber; in Rheinland- Weſtfalen iſt der Bürger-
meiſter allein Gemeindevorſtand. Einen kollegialen Magiſtrat
hat man noch nicht. Während in allen anderen Provinzen der
Magiſtrat indirekt d. h. von der Stadtverordnetenverſammlung
gewählt wird, werden die ſchleswig-holſteinſchen Magiſtrate,
allerdings auf Vorſchlag, direlt von der Bürgerſchaft gewählt.Jn Hannover kooptiert ſich gewiſſermaßen der Magiſtrat ſelbſt,

während in Frankfurt a. M. der erſte Bürgermeiſter vom
König ernannt wird. Dafür bedürfen dort die andern Magi-
ſtratsmitglieder keiner Beſtätigung. Wir könnten alſo evtl.einmal dort die Mehrheit im iſlrat erhalten. Das Wahl-
recht iſt durchweg ein plutokratiſches. Entweder das Drei-
klaſſenwahlrecht, das durch Ortsſtatut noch verſchlechtert werden
kann, oder ein Zenſuswahlrecht. Dazu tritt das faſt überall
beſtehende Privileg der Hausbeſitzer. Was das Selbſtver-
waltungsrecht betrifft, ſo kann man s am kürzeſten ſo aus
drücken, daß wir keines haben. (Sehr n Das Selbſt
verwaltungsrecht und das freie recht können nur
emeinſam mit dem allgemeinen Wahlrecht für den Staat er-
ämpft werden. Wir verlangen das allgemeine, gleiche Wahl

recht für alle über 20 Jahre alten Gemeindeangehörigen ohne
Unterſchied des Geſchlechts. Wir verlangen weiter ein Ein-
kammerſyſtem und ſehen nicht ein, warum neben den
Stadtverordneten noch ein beſonderer De ragt beſtehen ſoll,
der das Recht hat, die Beſchlüſſe der Stadtverordneten zu
annullieren. Wir verlangen, daß der Gemeindevorſtand von
der Geſamtheit der Gemeindeangehörigen, nicht von der Ge
meindevertretung, gewählt werde, Wir wollen Beſoldung des
Gemeindevorſtands, um zu verhindern daß nur reiche Leute in
das Amt gewählt werden können. Wir verlangen die Ein
tädinn des h und Verwerfungsrechtes
gegenüber den GSemeindebeſchlüſſen für alle Bewohner der Ge
meinden. Jede Beſchränkung des Wahlrechts durch Aufenthatts
dauerbeſtimmungen müſſen wir verwerfen. Wir verlangen die
Uebertragung der geſamten Polizei an die Gemeinden. Den
Zuſtand, daß der Bürgermeiſter im ſtaatlichen Auftrage die

olizei verwaltet, hielt ſelbſt Miquel in ſeiner liberalen Zeit
ür eine Untergrabung der Selbſtverwaltung. Wir verlangen
ie u des Prinzips der Progreſſion auch auf die

Zuſchläge der Gemeinden zur Einkommenſteuer. Die Frage
der Gewerbeſteuer haben wir offen gehalten. Wir halten ſie
nicht für wünſchenswert, geſtehen aber zu, daß ſie zurzeit nicht
überall abgeſchafft werden kann. Jn der geſtrigen Sitzung
aben wir einen Paſſus eingefügt, wonach bis zur völligen Ab
chaffung der Gewerbeſteuer, vorläufig wenigſtens, die kleinen

Gewerbebetriebe von der Gewerbeſteuer befreit werden können.
Die Wertzuwachsſteuer haben wir ins Programm aufgenom-
men, die Umſatzſteuer als eine wenn auch ziemlich rohe Erſatz
ſteuer zugelaſſen. Offen gelaſſen haben wir die Frage der

7 Die Hundeſteuer ins W aufzunehmen,
ielten wir nicht für nötig. (Gr. terkeit.)
Jm Gegenſatz zum Genoſſen ſind wir der Mei-

nung, daß Gemeindeunternehmungen Ueberſchüſſe, wenn auch
mäßige, abzuwerfen berechtigt ſein müſſen. Alle dagegen her
vorgehobenen Einwendungen u vor der Kritik nicht ſtand.

alſo den Pafſus ſo formuliert: Alle Gewerbebetriebe
der Gemeinden ſind der Privatausbeutung zu entziehen und
auf eigene Rechnung der Gemeinden zu errichten ünd zu be
treiben. Monopolpreiſe ſind entſchieden zu bekämpfen, wä
rend gegen mäßige Ueberſchüſſe, die nur eine Gebühr dar-
ſtellen, nichts einzuwenden iſt. Ein beſonderes Verbot der
Verwendung kommunaler Gelder für kirchliche Zwecke halten
wir für überflüſſig. Ein ſozialdemokratiſcher Gemeindever-
treter, der darüber noch nicht Beſcheid weiß, gehört einfach nicht
auf ſeinen Platz. Wir wünſchen prinzipiell durchaus die
Einführung allgemeiner Schulſpeiſung, da dieſe Forderung
aber zurzeit nicht durchführbar iſt, verlangen wir zunächſt
die Speiſung ungenügend ernährter Kinder. Die vielen an ſich
berechtigten Forderungen, die von verſchiedenen Seiten hinſicht
lich des Foribildungsſchulweſens und des Schulweſens über-
haupt erhoben worden ſind, konnten nicht in das Programm
aufgenommen werden, ohne dasſelbe ungebührlich zu ver-
längern. Wohl aber iſt indirekt in dem Programm dje Forde-
rung der Abſchafſfung der Vorſchule enthalten, da es die Aus
ſchaltung aller Schulſyſteme verlangt, die den Ausbau der
Volksſchule hemmen. Auch die Forderung beſonderer Klaſſen
für Schwachbegabte befindet ſich, ſogar in bedeutender Er-
weiterung, im Programm. Zu ſehr deitaillierte Forderungen
an die Schule in das Kommungalprogramm aufzunehmen, emp-
fiehlt ſich nicht. Die Unentgeltlichtkeit des Unterrichts und aller
Lehrmittel haben wir mit Nachdruck gefordert. Jm Einklang
mit den Wünſchen der ſtädtiſchen Arbeiter verlangen wir
Unterſtellung ſämtlicher für die Gemeinde beſchäftigter Ar-
beiter und Unterangeſtellten unter die Gewerbeordnung und
Ausdehnung der Arbeiterverſicherungsgeſetze auf die im Ge
meindebetrieb tätigen Perſonen. Jm Einklang mit früheren
Ausführungen Singers lehnen wir die prinzipielle Forderp
des Baues von Arbeiterwohn ingen durch die Gemeindeperw
tungen ab. Wir alle wiſſen, zu welcher Feſſel ſolche Arbeiter
wohnungen werden können. Wir können auch nicht die Unter
ſtützung von Baugenoſſenſchaften programmatiſch 3387.
Dagegen find alle Beſtrebungen zu unterſtützen, die au ſeit
gung der Mietskaſernen hinzielen. Den Städten ein unbe
dingtes Enteignungsrecht zu geben, empfiehlt ſich ſo lange
nicht, als das plutokratiſche Wahlrecht und die Hausbeſitzex
privilegien exiſtieren. Wir fordern ſtädtiſche Geſundheitg
cämnter und Schutz der Schwangeren, einerlei ob verhefratet
oder unverheirgtet. Wir verlangen Trinkerheime, lehnen aber
weitergehende I tipgusrraf, ab.

Die Forderung, daß die Krematorien in ſtädtiſche Regie
enommen werden ſollen, iſt notwendig, um zu verhindern
ich bei etwaiger Einführung der Feuerbeſtattung die Ki e

der Krematorien bemächtigt. Dir errangen die Verpflichtu
der Gemeinde zur Zahlung tarifmäßiger Löhne. Der Einwan
Lindemanns, daß ſich eventl. Arbeiter und Unternehmer eines
Gewerbes zur Plünderung der Gemeinde verbinden könnten,
erſcheint uns ungerechtfertigt. Die Parteigenoſſen. werden
auf der Hut ſein, um ſo etwas 8 verhindern. Jn unſere
Forderungen für die Armen- und Waiſenpflege haben wir auf
Anregung des Genoſſen Lindemann und im Einklang mit einer
ſehr alten Forderung Rudolf Virchows die Einführung der
freien b aufgenommen. Es iſt nicht einzu 478die Bezieher von Armenunterſtützungen nicht das ben

ſollen, ihren Arzt ſelbſt zu wählen.
Der letzte Abſatz des Programms verlangt die r n

von Zweckverbänden für Unternehmungen, zu denen die Mittel
der Einzelgemeinden nicht ausreichen. Eigentlich iſt dies alles
nur die Einleitung. (Große Heiterkeit.) Jch habe mi r
mit Einwänden als mit dem eigentlichen Programm beſchäf-
tigt. Doch ich halte eine weitere Erläuterung des Programms
nicht für notwendig. Denn ich darf wohl annehmen, daß die
Genoſſen hier und im Lande mit den Programmpunkten. gegendie keine Einwendungen erhoben worden ſind einverſanßen
ſind. (Zuſtimmung.) 8 glaube auch nicht, daß eine nochmalige
Kommiſſionsberatung notwendig iſt. Ueber ſtrittige Puntt
kann auf dem Parteitage ſelbſt Klärung geſchaffen werden.
Worauf es ankommt, iſt, eine Waffe zu ſchmieden, mit der w
die Befreiung des Proletariats, die Demokratiſierung
Fegiahſerunß der Geſellſchaft erkämpfen. (Lebh,. anhalf.

ravo e
Kleines Feuilleton.

Wie eine Wrightſche Flugmaſchine entſteht.
Die Herſtellung von iſt auf dem beſten Wege,

u einer bedeutſamen Induſtrie zu werden. Ganz beſonders
e rer Erfolge der Gebrüder Wright haben nach dieſer

Richtung bahnbrechend gewirkt, und e nur in dem Heimat-
land dieſer Pioniere, ſondern auch in Deutſchland ſind Werk
ſtätten zum Bau von Flugmaſchinen nach dem von ihnen
erfundenen Muſter entſtanden. Wie es in der Fabrik für
Wrightflieger in Reinickendorf bei Berlin zur ſchildert ein
&ef atz in der Deutſchen ſäregif: für Luftſchiffahrt. Die
Geſamtheit der Anlage zerfällt in die Maſchinenwerkſtatt, die
Motorenſtation, die Schmiede und den Zeichenraum. Den
feſſelndſten Anblick gewährt natürlich die große Halle, in der
die Flugmaſchinen mengeſetzt werden. Dort arbeitetnächſt eine große a von Holzbearbeitungsmaſchinen. ie
ſchneiden die fein geſchwungenen Spieren aus dünnen Latten,
die dann durch kurze Zwiſchenſtücke verbunden und verſteift
werden. Die Längsträger der Tragflächen werden aus beſtem
amerikaniſchen Fichtenholz hergeſtellt, ebenſo die nach den

beiden Enden dünner werdenden Stangen, die das Oberdeck
tragen. Damit ja keiner der hölzernen Beſtandteile platzt und
damit eine möglichſt große Elaſtizität erzielt wird, werden
keine Schrauben verwandt, ſondern die Eckſtücke der Trag
flächen werden aufeinandergeleimt und mit beſter Hanffchnur
umwickelt. Daneben iſt eine Anzahl von Sattlern tätig, die
wieder beſondere Maſchinen zu ihrer Verfügung haben. Sie
haben die Tragflächen zu beſpannen und die Sitze zu polſtern.
Nun kommen wir zu dem Ort, wo der wrhitgtte Teil des
anzen Apparates verfertigt wird, nämlich die Luftſchrauben.Während zu dieſem Zweck Ponſt meiſt Aluminium benutzt wird,

n die Herſtellung der Luftſchrauben hier gleichfalls aus
olz. Dabei iſt eine ganz beſondere Aufmerkſamkeit vonnöten.
ie Auswahl und die tadelloſe Bearbeitung der Planken wird

um ſo ſchwieriger, als dieſe Schrauben eine außerordentliche
Größe beſitzen und weil von der genauen Erzielung einer ganz
beſtimmten Form unter Umſtänden der weſentlichſte Teil des
Erfolges abhängig iſt. Zunächſt werden ſtarke Bohlen unter

leichmäßigem Druck aufeinandergeleimt, und dann werdendaraus die Schraubenflügel herausgeſchnitzt, und zwar die
beiden einander gegenüberliegenden Flügel aus ein und dem
elben Stück, ſo daß die Schraube nur aus zwei Teilen zu
ammengeſett zu werden braucht. Das Holg wird gußerdem
elbſtverſtändlich aufs ſorgfältigſte geglättet. Wenn alles

iſt, werden alle Teile guſammengelagt die eingebaut,
und die Maſchinen wandern in eine große Halle, um nun erſt
von gelernten Führern eingefahren zu werden. Erſt
werden Ke dem geliefert

weiterenl

Die Steigerung der Produktivität durch die Energie der
Meeresflut.

Mit der wirtſchaftlichen Ausnützung der natürlichen Waſſer
kräfte iſt bereits in vielen Ländern begonnen worden, wovon
eine große Steigerung der Produktivität zu erwarten iſt.
Können doch aus den Viktoriafällen in Afrika 30
Millionen, aus den Niagarafällen 7? Millionen
Pferdelräfte gewonnen werden; h Gewäſſer ent-
Magen 5 Millionen Pferdekräfte uſw. Englands Waſſerkräfte
ind aber ſehr in

will deshalb allen Ernſtes darangehen, mit der' Ausnützung
der Meereskraft zu beginnen. ie wir einem Aufſatz in
Nr. 10 der Zeitſchrift für Stadthygiene entnehmen, legt Saun-
ders einen Plan por, nach dem Ebbe und Flut ausgenützt
werden können. Sr drei Pläne, die den Hafen von
Chicheſter, die Menaisſtraße und den Briſtelkanal betreffen
und bei denen der jährliche Buchwert einer elektriſchen Pferde-
kraft auf 45 geſchätzt wird. Jn Chicheſter ſollen täglich
86000 Pferdekräfte erzeugt werden, was eine Jahreseinnahme
von 80 000 Lſtr. ergeben würde. Jn der Menaisſtraße handelt
es ſich um 15 000 Pferdekräfte und beim dritten Plan, dem die
Eindämmung der Severnmündung zugrunde liegt, um 260 000
Pferdekräfte jährlich, im Jahreswert von 1 700 Lſtr. Das
Projekt in Chicheſter iſt wie folgt gedacht: Der Hafen bedeckt
eine Fläche von 300 Hektar, die Einfahrt iſt 124 Kilometer
breit. Man will die Mündung mit einem ungeheuren Damm
abſperren und den Hafen in zwei Teile teilen, was gut mög-
lich iſt. Auf der einen Seite befindet ſich das Spring- auf
der anderen das Nippflutbecken. ie ſteigende Flut füllt das
erſtere Becken, und das oberſte Drittel ſeines Jnhalts wird
durch Turbinen in das andere Becken geleitet. tſprechendes
Entleeren des überflüſſigen Waſſers ins Meer während der
Ebbe ermöglicht die Grreichung des Zieles, die beſtändige Nutz-
barmachung der Meeresflut zu erlangen. Jedenfalls dürfte
ſicher ſtehen, daß die Ausnützung der Meereskraft nicht mehr
lange wird auf ſich warten laſſen!

Bergmannsdeutſch.

Wie man die Mundarten wohl als einen Jungbrunnen der
Schriftſprache bezeichnet hat, ſo ſind auch gewiſſe Berufs und
Standesfprachen geeignet, eine ähnliche erfriſchende und be-
lebende Wirkung auf ſie auszuüben. Es ſind das bei uns
vor allem die Weidmannsfprache, die Seemannsſprache und
die Bergmannsſprache. Sie haben alle drei ein beſonders
gern Gepräge, weil die drei Verufe ſagen eine Welt
b Uden, und ſie haben etwas U,wüchſiges an ſich, weil
e,
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im Volke wurzelnd, aus unmittelbaren V mitatur hervorgewachſen n Was insbeſondere die in

Kreiſen am wen nnte r an

und der Ingenieur James Saunders

Welt unter Tage und gaben mit dem Recht des Enideckers
allem, was in ihren Geſichtskreis trat, ſeinen Namen, und in
dem ſie alles mit friſchen Sinnen in ſich aufnahmen,
ſie für die einzelnen Erſcheinungen und Vorgänge a
treffenden und naturwahren usdruck. Dabei b
Sprache rein deutſch, weil ſie nicht wie die
ſtorenden Beeinftuſſungen durch andere g7 auwge
war; ſie nutzte oſt die r durch den deutſchen Sprachgiiſt
ebotenen Sprachmittel beſſer aus und kann daher fürEchafiſprache in gewiſſem Sinne vorbildlich werden.

Die alte Bergmannsſprache erfreut durchweg durch eine
ſchöne Bildlichkeit und Gegenſtändlichkeit. Gange t ün dderbauchen ſich auf, wen einen Bauch, während
andeie umgekehrt ſich verdrücken oder gar auskeilen
d. h. gans aufhören). Das Geſtein kann ſo feſt ſein, daß es
ingt; dann heißt es wohl gellig (von geu m mandann auch: das Eiſen gellt, d. h. es prallt wirtungslos zu

rück), klemmig (aus klamm, klammig, zu klemmen; vgl.Klammer, die Hände ſind mir klamm) oder (mit Verbindung
der beiden Stämme) klammgellig. Jm Gegenſatz dazu
ſteht rolliges, gerölliges, ſchüttiges Geſtein
(auch Gerüll), das den Einſturz droht und dementſpre
chend wie ein unſicherer Hecrespflichziiger auch wohl feige
oder flüchtig genannt wird. Beſondere Not aber hat man
bei ſchwimmendenm Gebirge (Fließ, Schwimmſand), das
heißt ſandig-tonigen, von Waſſer durchſetzten r
erur bezeichnet man auch ſehr anſchaulich als fließen-

es, kaufendes oder lebendiges Gebirge. Dagegen
heißen z. B. tote Waſſer ſolche, die kein Gefäſlle haben,
tote (auch ſtockende) Wetter u die nicht umſetzen
(Weiter berginänniſch bekanntlich Luft in den n
bauen). Von welch malender ſt ſind auch A wie
chlagende oder brennende Wetter (auch wildes
uer genannt)! Nicht minder n ſind die 7

nungen für wiſſe beſondere Erſcheinungsformen dieſes Vor
anges, wie die Bläſer (ein plötzliches Hervorbrechen detha lichen Gaſe an R Punkten), oder das Krebſen

(vom Platzen der die Gaſe einhüllenden Waſſerbläschen, dasdem eigentümlichen Geräuſch der Krebſe in einem ger gleich

oder auch die feurigen Schwaden, auch a ch
ſchwaden oder ſchwere Wetter genannt, die nach der
Entzündung die Grubenbaue erfüllen. Ein Erzgang, der ku
abſetzt oder, wie man auch ſagt, einen kurzen Strich
führt, heißt motzig (er hat ſeine Mucken, ſeine Launen

wie e hl e ma Wireinem, der im Stri ushält, ſagt: er r oein e u von

dar
die

de den Alſheich 3 die Unſere Berge prache kenn

r ulichkeit, die u che kennzeichnet Jmme

ndene
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W folgt die Diskuſſion Wer den Programmeniwurf und die
w. geſtellten Anträge.
Sberle-Barmen: Mir erſcheint der Programmentwurf
als z zu ſpezigliſiert. Nach meiner Meinung ſollte man
das Wort Ueberſchüſſe ganz herausſtreichen und jedenfalls nicht
verſuchen, den unfaßbaren Begriff eines „mäßigen“ Ueber
ſchuſſes feſtzulegen. Auch die Faſſung des Paſſus über die Ge
werbeſteuer ſcheint mir nicht gerade glücklich zu ſein. Beſſer
iſt es e man ſchweigt ganz von dieſer Steuer. Jch haltees auch nicht für richtig, daß dich die Sozialdemokratie plan-

mäßig auf den Kleinwohnungsbau feſtlegt. Man ſoll auch
icht zu et das Schlagwort von „Mietshäuſern“ gebrauchen.
nier Umſtänden können Mietshäuſer den Arbeitern größere

Annehmlichkeiten verſchaffen als der Kleinwohnungsbau. Man
ieht am Punkte Wohnungsweſen, daß das Programm gar zu
ehr auf die großen Städte zugeſchnitten iſt. Der Referent

ich auch fortwährend auf die Gemeindekonferenz vone Jch möchte doch raten, eine Kommiſſion nieder-
u en. (Beifall.)

Sch ü t Breslau warnt davor, die Reichswertzuwachsſteuer
mit günſtigen Augen anzuſehen. Es handelt ſich auch hierbei
nur um das Beſtreben der Konſervativen, den Großſtädten
wideerum eine Einnahme zu entziehen. Die Reichszuwachs-

euer würde den Gemeinden eine Einnahme rauben, die ſie
ringend zur Erfüllung von Kulturaufgaben bedürfen. (Zu-nunHeiden Frankfurt a. M.: Meiner Meinung nach iſt der

Programmentwurf nicht zu lang, aber er enthält einige Un
genauigkeiten und Forderungen, für die nicht Preußen, ſon
dern das Reich zuſtändig iſt. Das Enteignungsrecht muß un-
bedingt den Gemeinden gegeben werden. Die ſozialpolitiſchen
Forderungen müſſen mehr ſpegialiſiert werden. Eine Kom-
miſſionsberatung halte ich auch für überflüſſig.

Bartels-Köln: Wir beantragen, daß der geſamte Wert-
zuwachs durch die Wertzuwachsſteuer der Gemeinde zugeführt
wird. Die bisher beſtehenden Zuwachsſteuern führen nur
einen kleinen Prozegeſah des koloſſalen Zuwachſes der Ge-
meindekaſſe zu. Dabei haben die Zuſchläge der Kommunal-
ſteuer vielen Orts eine geradezu unerträgliche Höhe erreicht.
Die Bodenſpekulation iſt in Köln z. B. gerade ungeheuerlich.
Unter 45 Stadtverordneten ſind dort 43 Hausagrarier.

Singer Berlin: Unſer kommunales Programm zerfällt
wie unſer Parteiprogramm in zwei Teile, der erſte faßt unſeregrundſätzlichen u uſounen. der zweite enthält, was
wir innerhalb des heutigen Staats und der Geſellſchaft für
notwendig erachten. Würden wir nun aber durchſetzen könen,
S ſchon jetzt der geſamte Wertzuwachs an die Gemeinden
fällt, hätten wir einen ſozialiſtiſchen Staat erreicht. Aber
dieſe Forderung läßt ſich eben innerhalb der bürgerlichen Ge
ſellſchaft nicht durchſetzen. Jedermann würde ſich hüten, den
Grund und Boden zu verkaufen, wenn der ganze Wertzuwachs
an die Gemeinde fiele. Wir haben alſo nur die Forderung zu
erheben, eine den Verhältniſſen entſprechende Steuer auf den
Wertzuwachs zu legen. Dieſe Forderung iſt durchführbar, die
e des Vorredners aber iſt praktiſch undurchführbar.

an ſagt, ein Teil unſeres Programms betreffe die Reichs
eſetze. Das ſtimmt. Die Forderungen des erſten Teiles wer-
n gerichtet an die Geſetzgebung überhaupt, einerlei ob Landes-

oder Reichsgeſetzgebung. Uebrigens hat der Landtag ja dasFetitionsregt an den Reichstag und kann die preußiſche Re

gierung zu Anträgen im Bundesrat auffordern. Wir können
nicht unſere Stellung in jeder einzelnen Frage feſtlegen. Wir
können nur beſtimmte Grundſätze feſtlegen, innerhalb deren
die Genoſſen ſtets das richtige treffen werden, wenn ſie ſich
vom Klaſſenſtandpunkt leiten laſſen, wenn ſie nie vergeſſen,
daß ſie Sozialdemokraten ſind. (Stürm. Zuſtim.) Ein paar
Worte über die Gebührenſätze bei ſtädtiſchen Unternehmungen.
Die Auffaſſung, d die Gemeinden Betriebe in eigene Regie
nehmen ſollen, erobert ſich immer weitere Kreiſe. Aber ich
möchte davor warnen, generell feſtzulegen, daß dieſe Betriebe
koſtenlos ohne Uedertcuß für die Geſamtheit arbeiten ſollen.
Es iſt immer nur ein Teil der ſtädtiſchen Bevölkerung, der
dieſe Betriebe in Anſpruch nimmt; und es liegt kein Grund
vor, daß der andere Teil für dieſe mitbezahlt. Wir wünſchen
vielmehr, daß die Ueberſchüſſe für kulturelle Zwecke der Kom-
mune verwandt werden. Natürlich ſollen keine Monopolpreiſe
genommen werden. Das Publikum darf nicht überteuert wer-
den er der Privatinduſtrie. Wir können nicht alle
lomplizierten Fälle feſtlegen. Schließlich ſoll dies Programm
doch nicht das Vertrauen zur Vernunft unſerer Genoſſen be
ſeitigen. (Lebh. Zuſtim.) Wenn wir fordern würden, daß die
ſtädtiſchen Betriebe keinen Ueberſchuß zu machen haben, würden
wir geradezu der Munigzipaliſierung einen Riegel vorſchieben.Sebh Zuſtimmung.)

DißmannHanau bittet, den Paſſus über die Zulaſſung
der Umſatzſteuer zu ſtreichen und ausdrücklich feſtzulegen, daß
wir freie Arztwahl nur in Armenſachen, nicht als generelle
Forderung verlangen.

Silberſtein- Rixdorf ſchließt ſich der letzten Forderung
an. Man denke bei freier Arztwahl nur zu leicht an Herrn

Mugdan. (GHeiterkeit.) Unbedingt muß daran
werden, daß der Mietskaſernenbau zugunſten des Kleinwoh-
nungsbaues beſeitigt wird. v und Gewerbeſteuer ſind
rn e immer zu entbehren. Es iſt nicht
warum Gas und Elektrizitätsanlagen keinen Ueberſchuß er-
zielen ſollen. Gegenüber, dem genexellen Enteignungsrecht iſt
an den hochreaktionären Verwaltungscharakter dieſer Städte
zu erinnern.

Thiele- Halle ſt ſeine Freude über das hohe Niveau
der Debatte aus. Die Sozialdemokratie habe ſich in den letz
ten zehn Jahren die Kommunalpolitik erobert, aber tro
aller Organe, die die Gemeindepolitik behandeln, ehe es do
an einer Zentralſtelle, die das geſamte Material ſammle. Der
Redner beantragt, daß der preußiſche Parteitag eine ſolche
ſchaffen möge.

Bartels-Köln polemiſiert gegen Singer und verteidigt
die Kölner Anträge auf vollkommene Beſteuerung des Wort-
zuwachſes. Soweit die ſpezialiſierten Anträge nicht in das
Programm ſelbſt Aufnahme fänden, ſollten ſie wenigſtens in
einem Kommentar, ähnlich dem Kautskys, zu dem Erfurter
Programm, Verwendung finden.

Am Dienstag wurde in der Diskuſſion über das Kommungal-
programm forigefahren. Jm allgemeinen drehte ſich die
Debatte um die Punkte: Gewerbeſteuer, Erzielung von Ueber
ſchüſſen in den Gemeinden und Ausbau der Kranken und
Armen-Fürſorge. Eberle-Barmen ſtellt feſt, da er für be-
ſtimmte Betriebe ebenfalls für einen Ueberſchuß iſt; u. a. be
antragt er, die programmatiſche Forderung von Krematorien
zu ſtreichen, da er der Anſicht iſt, daß wir nur dann Krema-
torien fordern dürfen, wenn die Friedhöfe entweder nicht mehr
ausreichen, oder geſundheitsſchädlich geworden ſind. Leinert-
Hannover iſt nicht gegen jede Gewerbeſteuer. Er hält z. V.
die Beſteuerung der Gewerbe, die durch die Gemeinde-Ein-
richtungen großen Nutzen haben, für durchaus berechtigt.
Brandes- Magdeburg beantragt Streichung des Satzes auf
Einführung der freien Arztwahl, wendet ſich aber gegen den
nachträglich geſtellten Antrag, den Programm- Entwurf noch-
mals an eine Kommiſſion zu verweiſen. Thiele- Halle
wünſcht, daß die kommunalen Verhältniſſe in den preußiſchen
Stadt und Landgemeinden durch umfaſſende Erhebungen feſt
geſtellt werden. und daß dem nächſten Parteitage darüber Be-
richt zu erſtatten iſt. Wurm Berlin verbreitet ſich des länge-
ren über die Frage der direkten und indirekten Beſteuerung.
Mit Bezug auf die Gewerbeſteuer, die wohl als eine indirekte
wirke, iſt er der Anſicht, daß wir ſie nicht grundſätzlich ab
lehnen können, wohl aber für einen Erſatz eintreten müſſen.
Jn ſeinem Schlußwort geht der Berichterſtatter Hirſch auf
die in der Diskuſſion gemachten Einwendungen des näheren
ein und bittet ebenfalls, den Entwurf nicht an die Kommiſſion
zurückzuverweiſen.

Der Antrag auf Ueberweiſung an eine Kommiſſion wird ab
gelehnt und dann in der Abſtimmung der vorliegende Entwurf
mit einigen kleinen Aenderungen angenommen. Der Antrag
Thiele, Erhebungen über die kommunalen Verhältniſſe in den
preußiſchen Gemeinden anzuſtellen, wird abgelehnt.

Eine kurze Debatte gab es noch über einen Antrag Klühs
und Genoſſen, der von dem Parteitag eine Ernenerung und Be
kräftigung des Leipziger Schnaps-Boykottbeſchluſſes verlangte.
Jn der Diskuſſion wurde betont, daß es einer Erneuerung
durchaus nicht bedürfe. da ja der Beſchluß ungeſchwächt exiſtiere
und bereits eine, Wirkung in dem Sinne, wie es gewünſcht
wurde, gezeitigt habe. er Antrag wurde dahin geändert,
daß der preußiſche Parteitag an den in Leipzig gefaßten Be
ſchluß erinnere, und dann mit großer Mehrheit angenommen.

Jn der Nachmittagſitzung erreichte dann die Tagung ihren
Höhepunkt. Zunächſt teilte die Mandat-Prüfungs-
kommiſſion mit, daß der Parteitag von 208 Teilnehmern
beſucht ſei. Auf Einladung des Parteitages ſind aus deneinzelnen Landesteilen des Reiches Genoſſen verſchiedener

Landtagsfraktionen erſchienen. Genoſſe Singer begrüßt die
Delegierten und weiſt bei der Gelegenheit haraufhin. daß die
Wahlrechtsfrage keine rein preußiſche, ſondern eine Frage des
Reiches iſt und deshalb auch für das geſamte deutſche Prole-
tariat von außerordentlicher Bedeutung. Die aus den einzel-
nen Landesteilen erſchienenen Delegierten bringen Grüße ihrer
Auftraggeber und wünſchen dem Parteitag eine gedeihliche Ver-
handlung. Unter allgemeiner Aufmerkſamkeit referierte dann
Genoſſe Sitröbel über die Wahlrechtsfrage. (Der Bedeutung
des Gegenſtandes angemeſſen bringen wir dieſe Verhandlungen
als heutigen Leitartikel. Red.)

Der Reſt der Sitzung wird mit der Beratung von Anträgen
ausgefüllt. Ein von Klühs- Magdeburg begründeter Antrag,
ein periodiſches Organ für die Binnenſchiffer herauszu
geben, wird der preußiſchen Parteileitung zur Erwägung
überwieſen.

Ein Antrag des Zentralwahlvereins für Teltow-Beeskow,
daß Doppelmandate möglichſt vermieden werden ſollen,
wird nach Begründung durch Groger-Rixdorf angenommen.Oberurſel a. Taunus und Leltow Veestow fordern eine

kceeüä,I t

u e e
gleichzeitige Aktion in allen Kommunen zu 27
meinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts in den Ge
meinden. Der Antrag wird von Dr. SilberſteinRixdorf und
von Dr. Quarck- Frankfurt a. M. lebhaft befürwortet und ein
ſtimmig angenommen.Die Fortſetzung der Beratung wird auf Mittwoch früh 9 Uhr
vertagt.

Der belgiſche Gewerkſchaftskongreß,
der zu Weihnachten im Volkshaus der Brüſſeler Vorſtadt St.
Gilles abgehalten wurde, war von 210 Delegierten, den Ver
tretern von 197 Gruppen mit 72 000 zahlenden Mitgliedern,
t. Eine Reihe wichtigſter Fragen ſtand zur Verhand-
ung.

Jm Anſchluß an den Bericht des Landesſekretärs Bergmans
traten Dioncre (Buchdrucker) und De Brouwer (Baugewerbe)
für energiſchere Tätigkeit zur Heranziehung der neutralen
Gewerkſchaften ein. Ein dahin zielender Antrag wurde, da
eine vorherige gründliche Erörterung der Frage nicht ſtart
gefunden hat, von der Tagesordnung abgeſetzt. Uebrigens
hatte ſich am 23. Dezember der endgültige Zuſammenſchluß
der neutralen und der ſozialiſtiſchen Gewerkſchaften in Ant
werpen vollzogen, und im geſchäftsführenden Ausſchuß ſind
die unabhängigen Verbände durch 2 (von 7) Mitglieder ver
treten. Uebrigens ſind auch die neutralen Organiſationen
großenteils in der Mehrheit ſozialiſtiſch.

Der wichtigſte Gegenſtand war die Schaffung einer Zen-
tralkaſſe für Streiks und Ausſperrungen. Seit
18 Jahren diskutiert, kam die Frage diesmal zur Löſung. Mit
Rückſicht auf rückſtändige Organiſatio ren, namentlich die der
Bergarbeiter, die zum Teil nichts als Sparkaſſen ſind, wurde
beſchloſſen, die Kaſſe, die mit dem 1. Januar 1910 ins Leben
tritt, für das erſte Jahr fakultativ zu machen. Von 1911 an
iſt die Zugehörigkeit vorgeſchrieben. Der Beitrag ſoll zunächſt
5 Centimes monatlich auf das Mitglied betragen. Anſpr'rch
auf Unterſtützung erhält eine Organiſation nach 4 (bei An-
griffsſtreiks 6-) wöchiger Dauer eines Lohnkampfes. Anderen
Zwecken darf die Kaſſe nicht dienen.

Der Kongreß beſchloß weiter, die Aufmerkſamkeit der Or
ganiſationen auf die Ausbildung der Lehrlinge und die
Fachſchulen, und trat im Jntereſſe der politiſchen und
ſozialen Erziehung des Proletariats für das Abonnement auf
die Parteipreſſe ein. Auf Antrag der Brüſſeler Wag
ner wurde für den Fall des Berufswechſels die Zuge-
hörigkeit zu der Organiſation des neuen Berufs und, nach Ab
lauf einer Wartezeit, für die noch die Verpflichtung der alten
Organiſation gelten ſoll, der Eintritt in alle Rechte der neuen
als Regel empfohlen. Ein Streit zwiſchen Bäckern und Trans-
portarbeitern über die Organiſationszugehörigkeit der Brot
austräger wurde zugunſten der Transportarbeiter
entſchieden.

Von großer Bedeutung war die Stellungnahme zum Schutz
der Bäckereiarbeiter, über den Octors referierte.
Er zeigte, daß es ſich bei dem Eintreten der Klerikalen
für Abſchaffung der Nachtarbeit und für Sonntagsruhe, wie
es in Frankreich erfolgt iſt, nicht nur um Demagogie handele,
daß damit auch ein Schlag gegen die Großbäckereien, nament-
lich der Konſumvereine geplant ſei. So liegt der belgiſchen
Kammer ein Geſetzentwurf vor, der dieſe Vorſchriften nur
für die Großbetriebe fordert. Er wies hin auf die günſtigen
Arbeitsbedingungen der Volkshäuſer (Brüſſel:
ö Frank Vohn, achtſtündige Arbeitszeit, 5 Tage Ferien, Frei-
gabe des 1. Mai, keine Geldſtrafen, 19 Prozent des Rein
gewinns, Vertretung im Verwaltungsrat, 300 Frank Sterbe
geld), die ſich große Opfer zugunſten ihrer Arbeiter gufer
legten, und forderte für alle Betriebe, ohne Unterſchied des
Umfangs: Verbot der Nachtarbeit, Einſchränkung der Sonn
tagsarbeit auf einen halben Tag an jedem zweiten Sonntag,
achtſtündige Arbeitszeit, nach zwei Jahren Verbot der Werk
ſtätten im Keller und nach fünf Jahren Verbot des Teig-
knetens mit der Hand. Decock erkannte namens der Bäcker
die Leiſtungen der Konſumbäckereien vollauf an. Er unter-
ſtützte die geſtellten Forderungen wobei er beſonders die Be
ſeitigung der Nachtarbeit, als das einzige Mittel, die Bäcker
zu Menſchen zu machen, betonte. Das vorgelegte Programm
wurde einſtimmig angenommen.

Weitere Beſchlüſſe betrafen: Geſetzliche Verkürzung der
Frauen- und Jugendlichen arbeit in Fabriken;
Regelung der Heimarbeit (Genehmigungspflicht für Be
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Betriebe uſw.) möglichſt bald ihre Anmeldungen an den Stadtarzt

tiebedalien Er erdedvingt Lohn ſhiedoämier);
rung der Arbeiterpen nd la ſen (mindeſtens 1
täglich für Männer und Frauen, ohne Beitragsleiſtung); Er
richtung von Arbeiterwohnungen durch Gemeinden
oder Förderung des Eigenbaus zur Verhinderung der Arbeit
geberwohnungen.

Für eine Reviſion der Unfallverſicherung wurde
u. a. gefordert: Erhöhung der Rente von 50 auf 75 Prozent;
Berechnung der Rente jugendlicher Arbeiter nach dem Lohn
der erwachſenen ihrer Branche; Gewährung der Rente vom
erſten Tage an; Beſeitigung der privaten Anſtalten und ver
Verſicherung durch Unternehmerorganiſationen Erhöhung des
Sterbegeldes; freie Arztwahl; Ausdehnung der Verſicherung
auf alle Arbeiter. Ferner wurde die Schaffung einer Kran
e L rſicherung gefordert. Referent war Abg, Gen.

inck.
Die Beratungen, die mit einem flammenden Schlußwort des

Vorſitzenden, Gen. Huysmans, paſſend abſchloſſen, geigten,
daß die belgiſche Arbeiterbewegung, die auf politiſchem und ge
noſſenſchaftlichem Gebiete vielfach muſtergültig iſt, auch hin
ſichtlich der Gewerkſchaftsorganiſation eifrig daran iſt, den
Vorſprung der Arbeiter anderer Völker einzuholen,

Halle und Saalkreis.

Halle a. S,, 5. Januar 1910.
An die Parteifunktionäre!

Am Donnerstag, den 6. Januar, abends 84 Uhr, findet im
Volkspark eine wichtige Sitzung nach S 12 des Organiſations-
ſtatuts ſtatt. Die Funktionäre, namentlich die Diſtriktsführer,
müſſen vollzählig vertreten ſein.

Tuberkuloſe-Wandermuſenm.
Der Beſuch der Tuberkuloſe- Ausſtellung iſt fortgeſetzt

ein reger. Am Montag fanden drei ärztliche Vorträge bezw.
Führungen durch den Stadtarzt, u. a. für das Perſonal der Firma
Gebauer Schwetſchke, ſtatt. Angemeldet haben ſich ferner der
Ortsverband der Deutſchen Gewerkvereine, der Halleſche Leſerinnen
Verein, verſchiedene Schulen und Fortbildungsſchulen. Es iſt er
wünſcht daß größere Geſellſchaften (Vereine, Mitglieder größerer

richten, damit für ausreichende Führung und Vorträge zu bequem
gelegener Zeit Sorge getragen werden kann.

Donnerstag ſprechen um 5 Uhr nachmittags Privatdozent
Dr. Loening, 8 Uhr Spezialarzt Dr. Blämel (ſiehe Jnſerat).

Wem ein Beſuch der Tuberkuloſe- Ausſtellung ſehr
not tut, zeigt eine Auslaſſung des Kirchenblättchens der Paulus-
ſegte er das der Paſtor Bach verantwortlich zeichnet. Es
heißt da:

Zum Beſuch des Tuberkuloſe Muſeums, das bis 25. Januar
in der Handwerkerſchule urigdrate ausgeſtellt und täglich
von 11--1 und 3--10 Uhr bei freiem Eintritt geöffnet iſt, laden
auch wir ein. Die Schwindſucht iſt nicht unbeſiegbar. Wo ſie
mit Ernſt und Entſchiedenheit bekämpft wird, ſchenkt Gott oft
wunderbar neue Lebenskraft und zeit. Ein in des Herrn Willen
ergebenes und innerlich ſtill gewordenes Herz iſt unſeres Er-
achtens freilich ein Heilfaktor erſten Ranges.

Eine echt chriſtliche Anſchauung. Der letzte Satz ſagt nichts
anderes, als der altberühmte Spruch: Macht nichts, wenn das
Herz nur gut iſt! Wenn nach dieſer Meinung des „Herrn
Willen“ die Schwindſucht iſt, hat das ergebene Herz fein ſtille zu
halten, es wird ſchon hinübergeheilt werden zum Jenſeits auf
welches ergebene Herzen ihre Hoffnungen ſetzen, anſtatt für ein
erträgliches Diesſeits zu ſorgen. Die, welche der Einladung des
Paulus-Blättchens Folge leiſten, tun gut, die ſtatiſtiſchen Tafeln
in der Ausſtellung daraufhin zu betrachten wo in Deutſchland
die ſchlechteſten Geſundheitsverhältniſſe herrſchen. Sie werden
finden, daß gerade in den „frommen“ Gegenden, wo die Pfaffen
herrſchen und die „ergebnen Herzen“ zuhauſe ſind, dieſer „Heil-
faktor erſten Ranges“ ganz elend verſagt hat. Nicht ſtumpfſinnige
Ergebung in Schmutz und Krankheit, ſondern Aufklärung und
„ketzeriſches“ Wiſſen über die Naturkräfte tun not. Und nur ſie
können zur Eindämmung der Volksſeuche Tuberkuloſe beitragen.

Der neue Stadthaushaltsplan
und die mit ihm im Zuſammenhange ſtehenden Etats ſtädtiſcher
Betriebswerke und Stiftungen ſind ſoeben erſchienen und den
Stadtverordneten zugegangen.

Die erſte bange Frage, die ſich da erehebt, iſt, wie hoch der
kommunale Steuerzuſchlag ſich im Jahre 1910 ſtellen wird.
Glücklicherweiſe braucht die Antwort nicht den Befürchtungen
zu entſprechen, die bisher von vielen Seiten gehegt werden
mußten und ausgeſprochen worden ſind. Die Steuererhöhung
iſt im kommenden Jahr nur eine verhältnismäßig minimale,
nämlich um 4 Prozent. Die kommunale Einkommenſteuer wird

demnach 172 Prozent betragen, Grundſteuer und Gewerbeſteuer
je 196 Prozent. Die Kanalbenutzungsgebühr bleibt dieſelbe von
0,6 Prozent. Dieſes in Anbetracht der bedeutend geſtiegenen
und noch ſteigenden Ausgaben für Gehälter uſw. verhältnis
mäßig günſtige Ergebnis iſt zunächſt den Ueberſchüſſen zu
danken, die in den ſtädtiſchen gewinnbringenden Betrieben er
zielt worden ſind, ferner hat auch die Kämmerei Verwaltung
ein Mehr an Ueberſchüſſen. Beides zuſammen ergibt eine
Summe von 690 000 Mk. oder ein Mehr gegen das Vorjahr von
812 000 Mk. Nun allerdings ſagt das Expoſé des Magiſtrats
zum Haushaltsplan, daß in der Ueberführung der Reſtgewinne
der ſtädtiſchen Werke eine beſondere Begünſtigung des Etats
nicht zu erblicken ſei. Das mag ſtimmen, eine „beſondere Be
günſtigung“ iſt ſie nicht, jedenfalls aber ſind die Erträgniſſe
der Werke gut und bilden abermals einen Gegenbeweis gegen
die freiſinnig-mancheſterliche Kommunalweisheit, daß die Ge-
meinden nicht mit „kaufmänniſchen“ Betrieben überlaſtet wer-
den dürften. Die Gemeindeſteuern haben wiederum eine
natürliche Zunahme erfahren, einige größere Ausgaben des
Vorjahres ſind in Wegfall gekommen, ferner iſt ein Staats-
zuſchuß neu hinzugetreten

Die direkten Steuern werden ein Mehr von faſt 200 000 Mt.
erbringen, 115 000 Mk. Einkommenſteuer, 60 000 Mk. Grund
ſteuer und 20 000 Mk. Gewerbeſteuer. Von den indirekten
Steuern verſpricht die Umſatzſteuer ein Mehr von 8000 Mk., die
Wertzuwachsſteuer ein ſolches von 30 000 Mk. Dagegen werden
die Schankkonzeſſionsſteuer abermals ein Minder-
erträgnis von 7000 Mk., die Bierſteuer ein ſolches von
18 000 Mk. erbringen! Jm ganzen ſind alſo 212 000 Mk. natür
liches Mehrerträgnis in Rechnung zu ſtellen. Eine wegfallende
Ausgabe ſind die 103 000 Mk., welche für das Jahr 1908 an die
Lehrer und Lehrerinnen gezahlt werden mußten. Die 66 000
Mark Staatszuſchuß für die Volksſchulen fallen nicht gänzlich
weg, wie angenommen war, ſondern es bleiben der Stadt zirka
41500 Mk. davon erhalten. Wenn die Stadt nach dem Antrage
des Magiſtrats der Alterszulage- und Ruhegehaltskaſſe des
Regierungsbezirks Merſeburg beitritt, wird ebenfalls ein
finanzieller Vorteil von etwa 41 000 Mk. erzielt.

Dieſen Mehreinnahmen reſp. Erſparniſſen ſtehen natürlich
auch geſteigerte Ausgaben gegenüber. So vor allem die Ge
hältererhöhungen mit 350 000 Mk. Dann erhöhen ſich die
Penſionskoſten um 10 000 Mk. Jm Anleiheweſen müſſen 105 000
Mark mehr ausgegeben werden. Die Laſten für den Zoologiſchen
Garten und Bad Wittekind kommen hinzu. Die Provinzial-
ſteuern ſteigen. Die Schulen beanſpruchen ebenfalls ein Mehr.
Denn erhöht ſich der Armen-Etat um 47 000 Mk. Schließlich
folgen in dieſer Reihe die Straßenbeleuchtungskoſten mit
17 000 Mk., Statiſtiſches Amt mit 10 000 Mk., der Dispoſitions-
fonds bedarf endlich einer Dotierung von 140 000 Mk.

Somit macht ſich in der Geſamtausgabe ein Mehr von 762 000
Mark gegen das Vorjahr erforderlich. Der ſtädtiſche
Etat wird dadurch auf 11024 300 Mk. erhöht. Die
vorjährigen Steuerzuſchläge würden 120 000 Mk. zu wenig er
geben. Da nun die Steuereinheiten wie folgt gewertet werden
Einkommenſteuer 20654 Mk., Grundſteuer 6458 Mk. und Ge-
werbeſteuer 3670, Mk., zuſammen 80 791 Mk., ſo iſt eine Er
höhung der direkten Steuern um 4 Prozent erforderlich.

Mansfeld und die Halleſche Justiz.
Geſtern beſchäftigte ſich die hieſige Strafkammer zum erſten

Male mit dem Mansfelder Streik in einem Urteil, welches das
Hettſtedter Schöffengericht gegen den Hüttenarbeiter Karl
Schulze von Burgörner verhängt hatte. Der bisher unbe-
ſtrafte Mann war wegen Vergehens gegen den berüchtigten
Kautſchukparagraphen 153 der Gewerbeordnung in ſogenannter
Jdealkonkurrenz mit Bedrohung zu der horcenden Strafe von
zwei Monaten Gefängnis verurteilt worden. Und was
war der Anlaß dazu Man höre: Als die arbeitswilligen
Elemente eines Tages während des Streiks nach der Kupfer-
kammerhütte gingen, rief der Angeklagte als St. eikender dem
Hüttenmann Kirchberg zu: „Na, wo willſt Du denn hin
K. entgegnete: „Rach der Hütte!“ Schulze machte darauf in
der Erregung die Bemerkung: „Wenn ich Dich mal allein
ſaſſe, ſchlage ich Dir die Knochen kaput!“ Tätlichkeiten
waren nicht vorgekommen, aber dennoch erkannte
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man auf zwei Monate Gefängnis Der Angeklagte
und ſein Verteibiger, Rechtsanwalt Landsberg Magde-
burg, wandten ſich berufend an die hieſige Strafkammer, um
wenigſtens eine mildere Beſtrafung zu erzielen; aber leider
ohne Erfolg. Schulze gab ohne weitere Umſchweife zu,
die Aeußerung getan zu haben, führte jedoch an, er habe ſich
ſonſt mit Kirchberg ſehr gut vertragen und ſich bei ſeinen
Worten damals nichts Gefährliches gedacht,
Der Verteidiger, Rechtsanwalt Landsberg, legte dar, daß
im vorliegenden Falle nur Bedrohung, nicht etwa Vergehen
gegen s 153 der Gewerbeordnung zu erkennen ſei. Der Streit
war nicht entſtanden, um günſtige Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen zu erzielen, ſondern um weiteren Maßregeln der Ge
werkſchaft, die rund 40 Kameraden des Angeklagten wegen
ihrer Zugehörigkeit zum Bergarbeiterverbande entlaſſen hatte,
vorzubeugen. Es handelte ſich nur um ejnen Sympathie-
ſtreik. Es beſtanden nicht, wie es der s 153 fordert, Ver
abredungen zur Teilnahine an Verbindungen, welche die Er
zielung günſtiger Lohn- und Arbeitsbedingungen bezwecken.
Kirchberg ſollte nur nicht als Konkurrent auftreten und ſich
nur rein paſſiv verhalten. Das Reichsgericht hat in ſolchen
Fällen nur Bedrohungen als vorliegend angeſehen. Jm Schöf
fengerichtsurteil iſt ausdrücklich betont worden, daß der Ange-
klagte im Streik keine führende Rolle geſpielt hat;
trotzdem verhängt es aber dieſe harte Strafe von zwei Mo
naten. Obwohl das Recht zum Streiken gewährleiſtet
iſt, ſoll der Angeklagte darunter leiden, was andere getan
haben. Alle für den Angeklagten ſprechenden Milderu ng5
gründe hat das Vorurteil überſehen. Der Mann iſt bis-
her nicht vorbeſtraft, handelte in der Erregung und doch
die empfindliche Strafe. Und will man denn ganz und gar
nicht anerkennen, daß der Terrorismus diesmal auf der an
deren Seite begonnen hat Ein Reichsgeſetz geſtattet den Ar
beitern das Koalitionsrecht und ein ſtarker Ugiternehmer ver
bietet es ihnen. Man weiß ja, wie ſich die Mansfelder
Gewerſſchaſt zu verteidigen beliebt. Sie ſagt, die Gewerkſchaſ
ten ſind ſozialdemokratiſche Einrichtungen. Ob das richtig iſt,
laſſe man einmal dahingeſtellt. Aber auch wenn das der Fall
wäre. Was geht das die Gewerkſchaft an Was würde man
wohl dazu ſagen, wenn die Arbeiter einmal verlangten, die
Unternehmer ſollen aus ihren konſervativen, oder anderen Ver
bänden austreten Jn allen Klaſſen ſteckt ein gewiſſer Korps
geiſt, den man auch bei den Arbeitern anerkennen ſollte. Bei
der Handlungsweiſe der Mansfelder Gewerkſchaft, der Maß
regelung von 40 guten Kameraden des Angeklagten, iſt die
Entrüſtung des Schöffengerichts über die Tat gar nicht ange
bracht. Die Strafkammer möge das Urteil aufheben und die
Gefängnisſtrafe in eine Geldſtrafe umwandeln.

Das Gericht folgte aber dem Antrage des Staatsanwalts
und verwarf die Berufung mit dem Hinweiſe, es liege ſowohl
Vergehen gegen 8 153 der Gewerbeordnung, wie Bedrohung
vor.

Das Berufungsurteil ſpricht ebenſo wie das Schöffengerichts
urteil dem geſunden Rechtsempfinden des Volkes Hohn. Man
ziehe doch nur einen Vergleich: Gewalttätig wird durch ein
brutales Unternehmertum den Arbeitern ein geſetzlich gewähr-
leiſtetes Recht geraubt, zahlreiche Familienväter werden wegen
Ausübung dieſes Rechtes kurz vor Eintritt des Winters nie
derträchtig dem Hunger überliefert, und als ſich der ſolidariſche
Sinn ihrer Arbeitsbrüder, geknechteter reichstreuer Bergſklaven
dagegen empört, ſetzt. man ihnen Flintenläufe und Küraſſier
ſabel auf die Bruſt. Dies Ungeheuerliche darf den armen
„ungebildeten“ Arbeiter aber nicht etwa erregen. Läßt er ſich
zu einer unbedachten Aeußerung gegen einen Kameraden, der
nicht ſolidariſch fühlt und handelt, hinreißen, dann warten
ſeiner Urteile, wie das des Hettſtedter Schöffengerichts und
der Halleſchen Straftammer. Läßt ſich jenes noch aus
Ort und Situation des Gerichtes erklären, ſo entſpringt dieſes
anz allein dem der Arbeiterbewegung feindlichen Halleſchen
uſtizgeiſt.
Das Berufungsurteil iſt wirklich ein ſprechendes Zeichen für

die Halleſche Juſtiz. Gründe exiſtieren für ſie nicht, wenn
klaſſenbewußte oder zum Klaſſenbewußtſein erwachende Arbei-
ter in ihre Fänge geraten. Sie kennt nur Buchſtaben, aber
keinen Sinn der Geſetze. Für ſie gibt es nur „Fälle“, aber
keine dielverſchlungene Lebensfülle mit unendlichen kauſalen
Zuſammenhängen. Für ſie gibt es nur „aufſäſſige Arbeiter“,
aber keine denkenden Prolctarier, die naturgemäß aus ihrem
Milieu heraus, aus ihrer Lebensweiſe, ihren Erfahrungen ein
ganz beſonderes Denken ſich aneignen mußten. Die Halleſche
Juſtiz iſt nicht nur in Kunſtdingen (ſiehe BoccaccioUrteil),
ſondern auch in ökonomiſchen und politiſchen höchſt einſeitig
und verſtändnislos, ſie iſt eine objektive Klaſſenjuſtiz in des
Wortes verwegenſter Bedeutung. Das alles zeigt wieder dieſes
Mansfelder Streikurteil, das ein Kopfſchütteln in ganz Deutſch
land hervorrufen wird.

v um a Brandes Rauch Schmutz

hauptsächlich
beschäà di gen Waren m

inter- und Sommer-Konfektion,
Jacketts Blusen Röcke Kostüme

Plüsch Paletots Pelze Kinder Konfektion ete. etc.
Kommen jetzt sehr bülIlig zum Verkauf.

Bitte die Auslagen zu besichtigen.

So
in Marken des Rabatt Spar Vereins

gewühre auch während des Ausverkaufs.[5
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Arbeiterſtener und Deamtenſener.
Arbeiter ſind bekanntlich verpflichtet, jeden Pfennig ihres
mageren Einkommens dem hungrigen Steuerfitzkus tnen, damit ſie nicht eiwa zu „Hinterziehern“ werden. Die e

ſchärfung der dazu geſchaffenen elenden Schnüffelbeſtimmungen
haben ſie dem arbeiterfreundlichen Freiſinn danken. Daßman nmur die Arbeiter auf diefe Art bedrick und ausbeutet,

dafür ein neuer Beweis.
Von Amts wegen werden gegenwärtig auch hier in Halle

die Beamten auf folgendes aufmerkſam gemacht:
In den Steuererklärungen, welche Staats und Gemeindebeamte, Geiſtliche und Lehrer ſowie Offiziere uſw. für das

Steuerjahr 1910 abgegeben haben, iſt, worauf nochmals hin
gewieſen ſei, zu beachten, daß die im Kalenderjahre 1909 infolge der Veſoldungea ufbeſſerung für die Zeit dom 1. April

1908 (oder einem ſpäteren Zeitpunkte desſelben Jahres) bis
31. Dezember 1908 nachgezahlten Gehaltsbezüge (Gehalt und
Wohnungsgeldzu ſchuß nicht mitzurechnen ſind.

Das ſteuerpflichtige Dienſteinkommen beſteht daher in dem
Jahre sbetrage der Di enſtbezüge, welche nach den neuen Be-

ſoldungsvorſchriften bezogen werden. Eine Abweichung da-
von tritt nur dann ein, wenn der Beamte uſw. im Laufe
des Kalenderiahres 1909 in eine höhere Dienſtaltersſtufe ge
rückt iſt.

Bezog z. B. der Beamt ſeit 1. April 1908 infolge der Auf-beſſerung 4800 Mark Gehalt und 880 Mark Wohnungsgeld-

zuſchuß jährlich und rückte er am 1. Juli 1909 in eine höhere
Dienſtaltere ſtufe mit 600 Mark jährlicher Zulage, ſo hat er
ſein Dier ſtei nkommen wie folgt zu berechnen:
Vom 1. Ja iuar 1909 bis 30. Juni 1909 2400 Mk. Gehalt
Vom 1. Juli 1909 bis 31. Dezember 1909 2700Wohnung?geld zuſchuß vom 1. Jan. 1909

bis 31. Degember 1099 880 2
zuſammen 5980 Mk.

eiwa ein höheres Amt bekleidet als
nach dem Stande am 1. Januar 1009, hat er ſeine Dienſt-
bezüge nach dem mutmaßlichen Jahresbetrage, alſo nach dem
Betrage für die Zeit vom 1. April 1910 bis 31. März 1911
zu berechnen.

Es wird hierauf noch beſonders eine Berechnung auf
gemacht, damit ja kein Beamter zuviel Steuer entrichtet,
eine Gefahr, die ohnehin nicht gerade nahe liegt. Wir ſind
abſolut nicht dafür zu haben, daß etwa ein Beamter, von denen
der größte Teil durchaus nicht auf Roſen gebettet iſt, mehr be
zahlt, als billig verlangt werden kann. Aber angeſichts deſſen
müſſen wir fordern, daß die Arbeiter auch die kleinen und
allerkleinſten Geſchäftsleute uſw. mit gleichem Maße ge-
meſſen werden. Danach, wie man zumal die Arbeiter be-
handelt, iſt der Betrag, den die Beamten für die Zeit vom
1. April bis 31. Dezember 1908 nachgezahlt erhielten, unbe-
dingt zum Einkommen zu rechnen und muß verſieuert werden.

Schämt man ſich denn nicht, die kärghichen Ueberſtunden-
oder blutigen Akkordgroſchen der Arbeiter, die nur zu gerecht-
fertigt Mordgroſchen genannt werden müſſen, das biß-
chen Nebenerwerb der Frau, unter Preisgabe der Häuslich-
keit gewonnen, oder gar die Jammerpfennige aus der Arbeit
der Proletarierkinder zu beſteuern, während man un-
zweifelhaft Beſſergeſtellie ſozuſagen aufmuntert, nur ja nicht
zuviel zu bezahlen? Da redet man von Verhetzung der nicht-
beſitzenden Bevölkerungsſchichten und denkt nicht daran, daß
gerade ſolche im wahrſten Sinne des Workes vo he. Maßnahmen
von oben herab direkt aufpeitſchen müſſen, wen ſie verletzen.
So wie man den Beamten, die man zur Erhaltung des erbärm-
lichen Klaſſenſtaates braucht, Gerechtigkeit angedeihen läßt,
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ſo ſoll man ſie auch den Arbeitern zukommen laſſen. Wenn
aber ſchon dieſe einfache Gegenüberſtellung aufreizend wirkt,
wieviel mehr, wenn man nur mit einem Wort die Steuer-
privilegien der Beſitzenden, denen die Betrügerei im großen
geſtattet iſt, erwähnt!

Ven den en der Provinz z m e 1908ua mmenſtellungen des Stati d des
en 1879 Sparkaſſen nden. von befanden

der Provinz Sachſen 144, ſich e die drei Regie
irke wie ſ fölgt verteilen: burg Merſehnrge irt 21 c on den en e en den 5

enbüchern w e enPler bezirk VPhagdes hatte davon 6547483,n en dece urt dJe luſſe des Jahres 1908
(gegen 9121815000 am Schluſſe des Vorjahres), in der
dinz Sachſen (gegen 877 850 000 im Reg.-BezMagdeburg 316 231 000 (gegen 310 142000 im Reg.-Bez.
R 444 686 000 (gegen 436 902 und imReg. urt 126 142000 Gegen 130806000 An Zinſen
wurden en m Laufe des Jahres 1908 h inrepgen in der Wrovins Sachſen e rd e r 9862 Merſer r urt 4006 000Weiter im Einzelnen ſich Wende Bild. Jn

anz Preußen entfiel auf jede Spar ſſe der Einlagenbetrag von
701 600 durchſchnittlich, in der Provin; Sachſen 6 229 500

t wieder in den Regierungsbezirken Magdeburg 6009 300
Nerſeburg 6 412800 Erfurt 6 483 000 ro Buch entfiel in ganz Preußen durch ſhniiilih ein Rereg von 608,40

in der Provinz Sachſen 638,80 im ez. Magdeburg
577,60 Merſeburg 693,09 Erfurt 633,10 Die ſtehen
gebliebenen Zinſen machten in Preußen den Prozentſatz von
3,02 ans, in Provinz Sachſen 2,92 Proz., Reg. Bez. Magdeburg
3.11 Proz,, Merſeburg 2,78 Proz. Erfurt 2,94 Proß. Der
Zinsfuß iſt natürlich höher.

Ein gnadenbringender Sachverwalter. Der frühere Bureau-
vorſteher Karl Thiele von hier hatte ſich nach einer hieſigen Ge
richteverhandlung einem zu ſechs Monaten Gefängnis verurteilten
Mädchen zum Aufſetzen eines Gnuadengeſuchs angeboteu. Wie er
wohl annehmen mußte, war bei den Vorſtrafen des Mädchens
ein ſolches Geſuch au teſichtslos. Er reichte auch gar keines ein,
ließ ſich von der Beſchwatzten aber 13 Mk. Gebühren zahlen. Für
einen Uhrmacher, für den er eine Klage auffetzen ſollte, zog ervon einer Schuldn erin 6 Mk. ein, lieferte den Betrag aber nicht
ab. Wegen Vetruges und Ünterſchlogung wurde er vom Schöffen-
gericht zu einem Monat Gefängnis verurteilt.

Stadttheater. Am Donnerstag abend findet eine einmal e
Aufführung der Oper Die Königin von Saba in der prätigen NeuJnſzenierung nach dem Muſter der Wiesbadener Feſt

ſpiele ſtatt. Freitag: Lum vaci Vagabund us. Sonnabend
z /2 Uhr: Aſchenbrödel; 75 Ubr, zum letzten Male. Der
neue Herr von Ernſt von Wildenbruch. Sonntag 7/2 UhrCarmen. Jn Vorbereitung Siegfried. Wenn der junge
Wein blüht (Luſtſpielnovität von Biörnſtjerne Björnſon).

Diebſtavt und fahrläſſige Brandſtiftung. Jn der Wohnung
der Frau Hänſchel Lindenſtraße 88, war am Montag nach-mittag ein Stubenbrand ausgebrochen. Die Feuerwehr be-

ſeitigte bald die Gefahr. Es ſtellte ſich aber heraus, daß ein
Spibube den Brand verurſacht hatte. Dieſer war, als die
Frau und deren Dienſtmädchen ausgegangen waren, einge-
brochen. Er hat eine größere Summe Geldes aus einer Kaſ
eite geſtohlen, die ſich in einem verſchloſſenen Schranke be-
fand. Da in der Kaſſette auch die Schlüſſel zum Geldſchrank
lagen, ſo öffnete er auch dieſen und nahm das darin liegende
Gold und Silhergeld. Der Täter hatte eine Kerze angebrannt
und dieſe, um beſſer ſehen zu können, auf ein Bett geſtellt. Die
Kerze war aber umgefallen, wodurch das Bett zu glimmen an
fing. Infolge der ſtarken Rauchentwicklung wurden die
barn aufmertf ſam, welche die Feuerwehr herbeiriefen. Später
lehrte dann das Dienſtmädchen wieder in die Wohnung zurück.

Vermißt wird ſeit 7 29. e 1909 der 94 Jahree Schulkugbe Kur Er entfernte ſich am neanten
age von ſeinen Schloſſermeiſter Dis Hirſch,

Schimmelſtraße 3) und iſt ſeitdem nicht mehr geſehen worden.Bekleidet war der Kern te u. a. mit rot und weiß geſtreiftem
Barchenthemd, ſchwarzen Strümpfen, desgleichen Schnürſchuhen,
grauen Hoſen, blauer Krimmerioppe und grauer Mütze. Etwaige
Wahrnehmungen über den Verbleib des Knaben bittet der Vaterdesſelben an ſeine Adreſſe, Verſicherungsbeamter Haaſe, Neumarkt
ſtraße 8, gelangen zu laſſen.

Oſendorf, 5. Jan. Arbeiterriſiko. Der hierſelbſt wohnende
Arbeiter Fiſcher fiel beim Dreierhaus von einer Lore und brach

troſt gef
das Bein mal. Er wurde in das Krankenhaus Bergmanns
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Stadt Cheater.
Fidelto, Oper von Beethoven.
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Berlin,Preußentages wurden

treſſliches Bild von

Einſtuß auf den Gang der
durch andere Mittel g

Lemberg, 5. Januar.
den Profeſſor Chriſt,

Olmütz, 5. Januar. Der

leidigung des
Wochen Arxre ſt verurteilt

Neuyork, Januar.
Er wird hier alser h a
mit der Sträflingskleidung

menſchlichen Lebens anſtellen.

vor dem Geſetz gleich.

Einfluß äberall geltend macht.

blattes Maſinec, Pater Svetlik,
liberalen Lehrers Hudecek zu drei

Letzte Nachrichten und Depeſchen.
Vom preußiſchen Parteitag.

5 Januar. Die heutigen Verhandlungen des
eingeleitet

Referat des Genoſſen Karl Liebdnecht über die Reform
der preußiſchen Verweltung. Der Jnhalt des
Reſerats wird niedergelegt in längeren Leitſäten, die morgen
wör lich zum Abdruck gelangen werden. Der Reſerent gibt ein

der preußiſchen Bureaukratie, die ihren

durch ein ausgezeichnetes

Das Parlament hat keinen
deshalb müſſe dasſelbe

Ueber das
Dinge,
eſtärkt werden.Referat wird eine Diskuſſion Jedenfalls nicht ſtattfinden, wes-

halb der Parteitag heute zu Ende gehen wird.
Ein blutiger Ueberfall.

Jn Neumark überfielen Bauern
der ſich in Begleitung eines Privat

beamten befand, und verwundeten ihn durch Knüppelhiebe tköd-
lich. Der Profeſſor, der von ſeinem Revolver Gebrauch machte,
erſchoß einen Bauer und verwundete mehrere ſchwer.

Verurteilter Pater.
Redakteur des klerikalen Tage

wurde wegen Be-

Ein „erſtklaſſiger“ Verbrecher
Der bekannte Eiskönig Charles
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enannter erſ Haſſigez“ Gefangee-

Gs werden
zugungen gegenüber anderen Gefangenen gemacht; ſo
darf er z. B. alle 14 Tage den Beſuch von Angehörigen und
Freunden empfangen. Geſtern wurde der ehemalige Millionär

ihm gewiſſe Bevor-

bekleidet und kann nun als
Nr. 2814 tiefſinnige Betrachtungen über den Wechſel des

Wie die rückſichtsvolle Behandlung des Millionär-Ver-
brechers zeigt, ſind auch im „Lande der Freiheit“ alle Menſchen
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Willy Muder.,
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am Leipziger Turm.
Jetzt Neue Promenade 16, Beke Leipzigerstrasse.

Zahlreiche Anerkennungen. Teilzanung. Telephon 3483.

Auch unter den neuen Steuerverhbältnissen liefern wir nach
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2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 4 Halle a. S., Donnerstag den 6. Januar 1910 21. Jahrg.

Ein Zeitungshangel.
D Die Nachricht, daß die Berliner Tägl. Rundſchau aus dem
Beſitz des Bibliographiſchen Jnſtituts in Leipzig in den der
nationalliberalen Partei übergegangen ſei, hat ſich zunächſt
noch nicht als richtig erwieſen, doch ſteht feſt, daß Verkaufs-
verhandlungen ſchweben. Das nationalliberale Zentralbureau
beſtätigt den Münchener Neueſten Nachrichten ſcehriftlich, daß
es die Erwerbung jenes Blattes ins Auge gefaßt habe. Der
ſchleichende, kaum noch zu verhüllende Bankrott des bisherigen

Berliner Organs der nationalliberalen Pariei, der Natiomal
zeitung, wird damit offen zugegeben, und es iſt anzunehmen,
daß der unrühmlichen Exiſtenz dieſes herabgekommenen Zei-
tungsunternehmens demnächſt ein ſchmerzloſes Ende bereitet
werden wi:d. Die Nationalzeitung, die als ausgeheltener Ab-
leger der gleichfalls ausgehaltenen freikonſervativen Poſt dahin
vegetiert, in der lehren Zeit, wie glaubhaſt verſichert wird,
nur mehr 700 bis 800 Exemplare tägliche Auflage gehabt
haben. Sie konnte ſich nur dadurch mühſelig über Waſſer
haſten, daß ſie zur Poſt ins Ausgedinge ging. Auch die
Poſt iſt ein Blatt ohne Verbreitung, ſie lebt von einem ver-
ſchämten Bett.l, der ſo betrieben wird, daß man reiche Unter
nehmer mit Hinweis auf die gute Geſinnung des Blattes ver
anlaßt, das Biatt in zahlreichen Exemplaren zu Makulatur-
zwecken zu abonnieren.

Es iſt alſo ſehr begreiflich, daß die nationalliberale Partei
mit ihrem Berliner Organ nicht in dieſer Leichenhalle bleiben
wil. Die Tägl. Rundſchau ware für ſie keine üble Erwer-
bung. Denn dieſes Blatt hat ſich durch ſeine zahlreichen Mit
arbeiter, die ihm vom Bibliographiſchen Verlag her zur Ver-

fügung ſtanden und durch eine geſchickte Redaktion einen nicht
unbedeutenden Leſertreis zu erwerben vermocht. O i iere und
Beamte gehören zu ſeinen wichtigſten Kunden. Die Politik
des Flottenvereins unter der alten wilden Leitung, des all
deutſchen Verbandes und des Evangeliſchen Bundes haben in
der Tägl. Rundſchau ſeit je eine journsliſtiſch gewandte Ver
tretung gefunden. Dazu trat aber eine ausgiebige Portion
antiſemitiſcher Geſinnung, die ſich in recht geſchmackloſen Aeuße
rungen breitmachen durfte. Neben Engländern, Franz ſen und
Juden gilt der Kampf der Tägl. Rundſchau netärlich beſon-
ders der Sozialdemokratie, die in einem ziemlich platten Ulk-
ſtil bewitzelt wird. Politiſch iſt alſo das Blatt in ſeiner heu-
tigen Geſtalt nicht ernſt zu nehmen, und gar von „Liberalis-
mus“, ſei es auch nur in der dünnſten Verdünnung, kann
ſchon gar keine Rede ſein. Nun verdankt die Tägl. Rundſchau
aber gerade ihrem Mangel an politiſchem Ernſt, ihrem Fami-
lienblatt- und Dorfbarbierſtil ihren Erfolg in ſogenannt „in
tellektuellen“ Kreifen. Mit dem neotionalliberalen Ernſt, der mit
einer gewiſſen ledernen Nücht. rnheit verbunden zu ſein pflegt,
würde wahrſcheinlich auch im Hauſe der Tägl. Rundſchau
der Leſerſchwund beginnen. Für ein nationalliberales Organ
fehlt in Berlin das Maſſenpublikum, die Bevölkerung iſt radi-
kal geſinnt, ſie läßt jetzt ſogar den unparteiiſchen Scherl mehr
und mehr abfallen und wendet ſich den Blöät'ern zu, die
links vom offiziellen Freiſinn ſtehen. Nur ſolche Blätter er
zielen Maſſenau lagen.

Gewerkſchaftliches.
Lohnbewegungen im Töpfergewerbe.

Jn Hirſchberg i. Schl. iſt am 3. Januar ein allgemeiner
Töpferſtreik ausgebrochen. Die Gehilfen hatten den alten Lohn
tarif gekündigt und den Unternehmern eine erhöhte Tarifvorlage
unterbreitet, deren Anerkennung jedoch von den Unternehmern
abgelehnt wurde. Dieſe machten vielmehr eine Gegenvorlage und
erklärten, daß die darin enthaltenen Zugeſtändniſſe das Aeußerſte
ſeien und eine etwaige nochmalige Verhandlung von vornherein
abgelehnt werde. Bei näherem Zuſehen entpuppte ſich das „Zu
geſtändnis“ der Herren als eine Verſchlechterung des früheren
Tarifverhältniſſes, weshalb die Gehilfen am 3. Januar einmütig
die Arbeit niederlegten. Die Situation liegt günſtig, Ar
beitswillige ſind nicht vorhanden. Zuzug von Töpfern nach
Hirſchberg iſt fernzuhalten.

Die Lohnbewegung der Dre sdener Töpfer und Hilfsarbeiter
iſt immer noch nicht erledigt. Die Unternehmer machen vor
allem in der Lohn- und Tariffrage für die Hilfsarbeiter Schwie-
rigkeiten. Die Verhandlungen werden noch weiter geführt.
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Tarifdifferenzen der Granitarbeiter im Odenwald.
Etwa 300 Granitarbeiter des Odenwaldes ſtehen in Tarifver-

handlungen. Der Bezirkstariſ für die Orte Heppenheim, Sonder-
nach, Kirſchhauſen und Hemsbach iſt am 1. Januar abgelaufen.
Um die Arbeiter „gefügiger“ zu machen, erhielten 150 ihre Kün-
digung. Darauf kündigten die 150 „chriſtlichen“ Steinarbeiter
ebenfalls, denn die Unternehmer wollten mit dieſer Kündigung
die Einigkeit der organiſierten Steinarbeiter ſtören. Die Granit-
werkbeſitzer haben dieſelbe Taktik ſchon im Jahre 1908 unter-
nemmen. Damals glückte ſie ihnen, weil ungünſtige Betriebs-
verhältniſſe die Arbeiter zum Nachgeben zwangen; die Kälte war
damals groß, was natürlich für die Steinarbeiter ſehr ungünſtig
iſt. Die Unternehmer ſchützen jetzt Arbeitsmangel vor, ſagen
jedoch, wenn ſich die Arbeiter ihren Jntentionen fügen, dann
würden die Kündigungen wieder zurückgenommen. Damit ſind
aber die Arbeiter nicht einverſtanden. Die Granitarbeiter aller-
orts werden daher gebeten, Arbeitsangebote aus dem
Odenwalde abzulehnen.

Durch Schaden klug geworden.
Seit 3 Jahren beſteht ein Tarifvertrag für die Arbeiter des

inneren Betriebes der Brennerei und Preßhefefabrik F. Rauter
in Eſſen, die ſämtlich dem Brauereiarbeiterverbande angehören.
Das Fahrperſonal war trotz aller Bemühungen nicht zum Eintritt
in die Organiſation zu bewegen es glaubte noch an die Har-
monie der Jntereſſen und hoffte auf gleiche Lohnverbeſſerungen
auch ohye die Organiſation. Dieſe blieben aber aus. Sie blieben
auch aus bei der kürzlich erfolgten Erneuerung des Tarifver-
trages für die übrigen Arbeiter. Das brachte die Fahrer zur Er-
kenntnis, daß auch ſie ſich der Organiſation anſchließen müßten,
und nachdem ſie dieſes getan, wurden in einem Nachtrag zum
Tarifvertrage ihre Löhne um 2,50 bis 4,50 Mk. pro Woche er-
höht; auch erhalten ſie bei Touren, wo ſich ein Uebernachten
notwendig macht, 3 Proz. vergütet, ferner haben ſie abwechſelnd
einen freien Sonntag. Die übrigen Beſtimmungen des Vertrages
finden auch auf die Fahrer Anwendung.

So ſind gewerkſchaftliche Erfolge die beſte Lehrmeiſterin der
Jndifferenten, und es beſtätigt ſich auch hier wieder der Er
fahrungsſatz, daß ohne Organiſation nichts zu erreichen iſt.

Aus den Nachbarkreilen.
Achtung, Bergarbeiter im Mansfelder Revier!

Mit Beginn des neuen Jahres wird jeden Donnerstag
Rechtsſchutz erteilt, und zwar

in Molmeck vormittags von 10--12 Uhr,
in Helbra nachmittags von 3--5 Uhr und
in Eisleben abends von 6 Uhr.

Die Kameraden wollen dieſes genau beachten, damit ihnen
unnütze Wege erſpart bleiben.

Weißenfels, 58. Januar. Jugendbildungsverein.
Die Ausſchußmitglieder und Bezirksführer werden erſucht, ſich
vollzählig an den am Mittwoch, den 5 Januar, ſtattfindenden
Diskuſſionsabend zu beteiligen.

Weißenfels, 5. Januar. Theater. Die Vereinigung Dresdener
Bühnenkünſtler hält ihren einmaligen Gaſtſpielabend am Sonntag, den
9. Januar, im Volkshaus ab. Die Direktion hat weder Koſten
noch Mühen geſcheut, um durch Zuſammenſtellung eines erſt
klaſſigen Perſonals ſelbſt dem ve nteſten Geſchmacke Rechnung
u tragen. Schauſpieler von gutem Namen, wie z. B. EmmyFKitter vom Breslauer Armin Faber vom

Leipziger Schauſpielhauſe und Camillo Randolph, ein Mitglieddes Dresdener Reſidenztheaters, ſind die Träger der Hauptrollen.

Zuerſt geht ein reizendes Koſtümluſtſpiel in Szene, „Die Hoch-zeitsreiſe“ von R. Benedix; nach dieſem ein Schauſpiel, betitelt:
Der Verbrecher“. Jn dieſem Stücke ſpielt Camillo Randolph

ſieben Rollen, darunter eine weibliche Charakterrolle. Das Ver
wandeln der Koſtüme iſt bei Camillo Randolph gänzlich Neben
ſache, der ſenſationelle erpunkt liegt vielmehr in der hohen
ſchauſpieleriſchen Vollkommenheit und der geradezu ſage
Charakteriſierungskunſt Randolphs. Es kann ein Beſuch diefer
Vorſtellung nur angelegentlichſt empfohlen werden.

Naumburg, 5. Januar. 800 Mk. Denn Die Eiſen
bahndirektion in Erfurt macht folgendes bekannt: Am 2. Januar
d. J. iſt der planmäßig um 1.05. Uhr nachmittags in Naumburg
eintreffende Perſonenzug 674 zwiſchen den Stationen Freyburg a. U.

8 gefährdet worden, daß bei km 5,0 ein etwa

0,50 Meter langer und 0,30 Meter breiter Kohlenkaſten auf die
rechte Schiene geklemmt und bei km 4,7 ein etwa zentnerſchwerer

Stein auf dieſelbe Schiene aufgelegt war. Auf die Ergreifung
des Täters oder der Perſonen, welche den verbrecheriſchen Anſchlag
auf vorgenannten Perſonenzug ausgeführt haben wird hierdurch
eine Belohnung von 300 Mk. ausgeſetzt. Ergänzend ſei be
richtet, daß der Lokomotivführer die drohende Gefahr rechtzeitig
bemerkte und den Zug zum Halten brachte. Auch beim Paſſieren
des nächſten Zuges hatten die Frevler große Steine und eine
eiſerne Schaufel auf die Schienen gelegt. Hoffentlich gelingt es
recht bald, den oder die gemeingefährlichen Subjekte feſtzunehmen.

Merſeburg, 5. Januar. Der Gewerbeinſpektor iſt
für Gewerbetreibende und gewerbliche Arbeiter in allen das
Arbeitsverhältnis berührenden und in gewerbetechniſchen
e jeden Donnerstag ſofern derſelbe nicht auf einen
eiertag fällt in den Stunden von vormittags 9-12 Uhr

und nachmittags von 3--7 Uhr, ſowie auch an Sonntagen vor-
mittags, außerhalb der Zeit des öffentlichen Gottesdienſtes, in
ſeinem Amtszimmer, Karlſtraße Nr. 18, zu ſprechen. Sonn-
tags iſt vorherige Anmeldung erwünſcht.

Wehlitz, Januar. Ein verbrecheriſcher Ueber-
fall wurde am r abends gegen 10 Uhr gegen den
Auszügler Säuberlich verübt. Säuberlich, ein alter Mann
von 76 Jahren, hatte ſich bereits zur Ruhe begeben, als es an
den Fenſterladen donnerte und er aufgefordert wurde, die Tür
z öffnen. Nichts Gutes ahnend, machte Säuberlich Licht, zog
ich an, ſtellte ſein Licht auf die Treppe und wollte zum
Dachfenſter hinaus nachſehen, wer noch ſo ſpät Einlaß begehre.
Unterdeſſen hatte ein Mann von unterſetzter Geſtalt die morſche
Hoftür eingedrückt, die Haustür geöffnet und als Säuberlich
die Treppe wieder herunterkam, erhielt er mit einem Knüppel
drei Schläge auf den Kopf, wovon einer, da Säuberlich zum
Schutze die Hand hoch hob, dieſe traf. Da der Hausflur ziem
lich niedrig iſt, konnte der Unhold nicht ſo recht zum Schlage
ausholen, und dieſem Umſtand iſt es wohl zu verdanken, daß
der Ueberfallene bei Beſinnung blieb und kräftig um Hilfe
rufen konnte, wodurch der Spitzbube veranlaßt wurde, auszu
reißen. Der Nachbar hörte die Rufe, eilte herbei und hetzte
dem nach Schkeuditz zu Enteilenden den Hund nach, leider ver
egblich. Am Tatort lag ein grauer Hut, welcher hoffentlich
zur Ermittlung des frechen Burſchen führt. Die Verletzungen
Säuberlichs find bei ſeinem Alter höchſt bedenklich,

Eisleben, 5. Januar. Wichtig für Schweinebeſſitzew
Die Polizeiverwaltung macht bekannt, daß die Kadaver der an
Rotlauf, Schweineſeuche oder Schweinepeſt gefallenen Schweine
nicht früher nach der Abdeckerei geſchafft werden dürfen, bevor
die veterinär- polizeiliche Feſtſtellung der Seuche durch den be
amteten Tierarzt erfolgt bezw. die Erlaubnis zum Fortſchaffen
der Kadaver erteilt iſt. Uebertretungen dieſer Vorſchriften ſind
mit Strafe bedroht.

Schraplau, 4. Januar. Viel Streit um ſeinen
Schweinekadaver. Einem Lehrer in Schraplau war
im September v. J. ein Schwein am Rotlauf verendet. Er
wollte den Kadaver an den Abdeckereibeſitzer Wilyelm Pohle.
in Eſperſtedt abgeben, erhielt aber die polizeiliche Weiſung,
ihn an die Abdeckerei in Neuhelfta zu licfern, da der Pohle
ſchen ein Dampſfſteriliſator fehle. Als der Sohn des Pohle
das Schwein abholen wollte, wurde er durch einen Polizei
zergeanten am Aufladen verhindert. Am Nachmittag f
Pohle mit dem Sergeanten in einem Gaſthaus zuſammen. Er
prach den Beamten ſehr erregt an und ſchlug mit der Fauſt
o heſtig auf den Tiſch, daß die Biergläſer beinahe umſielen.
nier anderm machte er die Bemerkung, der Sergeant und

der Bürgermeiſter kennten die Geſetze nicht, er wolle ſie ihnenaber noch beibringen. Hätte er ſelbſt ſtatt ſeines Sohnes das

Schwein abgeholt, ſo würde er es trotz des Verbdtes aufge
laden haben, und mit dem Schwein zuſammen
u die ganze Polizei mit. Jnfolge dieſerr war Pohle vom Schöffengericht in Eisleben zu
50 Mark Geldſtrafe wegen öffentlicher Beleidigung des Bür-
germeiſters und des Potizeiſergeanten verurteilt worden. Hier-
gegen hatte er Berufung eingelegt, weil ihm die Strafe zu
hoch erſchien. Jn der Berufungsverhandlung führte ſein Ver-
teidiger aus, Pohle ſei urſprünglich Maurer wen und ver
möge ſeine Abdeckerei wegen Mangels eines Dampfſteriliſatorsnict rertabel zu machen, um ſo weniger, als er aus dieſem

Grunde durch Schraplauer Polizeierlaſſe, die nach Anſicht des
Verteidigers ungültig w. vielfach beſchränkt und behindertwerde. Wohle hle ſich daher durch die Schraplauer Polizei

ſchikaniert und befinde ſich deshalb gegen ſie in begreiflicher
Erregung. Die Straftammer fand aber die vom Eisleber
Schöffengericht verhängte Geldſtrafe angemeſſen und verwarf
die Berufung.

Molmeck, 5. Januar. Ein Unfall ereignete ſich auf der
KupferkammerRoſthütte. Der Hüttenarbeiter Karl Witt von hier
wurde durch eine Eiſenſtange geſchlagen und erlitt einen Rippenbruch.

aletots mhänge Kragen

Man sohe

Fenster



J Hettſtedt, 5. Januar. Fortſchritte überall. AmFand hierſelbſt V Keule S eine e liche
Metallarbeiter Verſammlung ſtatt, welche g hatte, daß
mehrere Anmeldungen vorgenommen wurden. Auch hier

Arbeiter Geſangverein gegründet, welcher zurzeit aus
30 Mitgliedern beſteht. Es geht in allen Sachen vorwärts.

Bitterfeld, 5. Januar. Der Ballon Bitterfeld unter
nahm in der Silveſternacht eine Fahrt, die, wie jetzt gemeldet
wird, einen ſchönen Verlauf nahm. Um 11 Uhr abends er-
folgte der Aufſtieg. Der Ballon überflog die Städte Wörlitz,
Belzig, Potsdam, Spandau, das brandenburgiſche und mecklen
burgiſche Seeplateau und landete nach 15ſtündiger Fahrt, am
Neujahrstage um Uhr nachmittags, auf dem Rittergute Roſſin
bei Anklam a. d. Oſtſee. Bei Anbruch des neuen Jahres weil-
ten die Luftreiſenden in der Belziger Gegend.

Wolfen, 2. Januar. Von der Geſindeſklaverei.
Einige recht draſtiſche Vorkommniſſe über die traurige Lage der
Dienſtboten bringen wir hiermit an die Oeffentlichkeit, um
dadurch die Eltern darauf aufmerkſam zu machen. Denn
ſchon gleich nach Neujahr geht es mit dem Vermieten der Kon-
firmanden los, und gerade dieſe jungen Mädchen ſind voll
ſtändig unerfahren und ſomit den Schikanen am meiſten aus
geſetzt. Jm erſten Fall handelt es ſich um ein Dienſtmädchen
von hier, welches in Raguhn bei einem Oekonomen in Stellung
war. Das Mädchen hatte ſeine Arbeit ſtets zur Zufriedenheit
der Herrſchaft verrichtet, was aber ſeit der Kündigung nicht
mehr der Fall geweſen ſein ſoll. Wegen der Arbeit konnte
dem Mädchen jedoch nicht zugeſetzt werden. Doch endlich fand
ſich eine Gelegenheit zum Schuriegeln, denn es war dem
jungen Herrn die Taſchenuhr abhanden gekommen. Der Ver-
dacht fiel ſelbſtredend auf das Dienſtmädchen. Es wurde An-
zeige erſtattet, das Verhör ergab jedoch keine Belaſtung für das
Mädchen. Hierüber im Aerger, wurde es von der Herrſchaft
veſchimpft und auch geſchlagen, und ſchließlich aus dem Dienſte
gejagt. Lohn wurde natürlich nicht gezahlt, auch wurde die
Herausgabe der Sachen verweigert. Die Eltern wandten ſich
an unſeren Genoſſen Reinhardt; dieſer reichte Klage gegen
den Oekonom ein. Hierbei wurde ihm klar gemacht, daß er
zur Zahlung des Lohnes, und zwar für das volle Vierteljahr,
und auch zur Herausgabe der Sachen verpflichtet ſei.

Der zweite Fall ſpielte ſich im benachbarten Reuden, auf
dem Rittergute, ab. Dort war ein elternloſes Mädchen im
Dienſte. Selbiges hatte des öfteren Butter nach Jeßnitz bei
beſtimmten Kunden abzuliefern. Auch hier konnte dem Mäd-
chen nichts nachgeſagt werden. Bis es kündigte. Und nun
war die gute Zeit vorbei. Der Jnſpektor verſuchte alles
mögliche, um dem hilfloſen Mädchen den Dienſt ſchwer zu
machen. Als das Mädchen eines Tages wieder Butter getragen
hatte, wurde es vom Jnſpektor mit allerhand gemeinen Redens-
arten empfangen. Zum Schluſſe ſagte der Herr, ſie ſolle ihre
Sachen packen und ſich ihr Geld auf der Straße verdienen.
Das Mädchen, das bisher unbeſcholten daſteht, packte auch ſeine
Sachen und klagte gegen den Jnſpektor. Jn dem Termin vor
dem Bitterfelder Amtsgericht entſchlüpften dem Manne ganz
niedliche Geſtändniſſe. So behauptete er auch, das Mädchen
habe die Kundſchaft betrogen, indem es ſeine Butter, die es
zum Eſſen bekommen habe, und die minderwertig war,
den Kunden gegeben habe. Die gute Butter habe das Mäd-
chen ſelbſt gegeſſen. Half nichts, der Jnſpektor mußte 40 Mk.
zahlen. Ein dritter Fall ſchwebt noch, und werden wir dar
über ſpäter berichten. Aus den bereits angeführten Fällen iſt
jedoch zu erkennen, wie notwendig es iſt, recht vorfichtig zu
ſein und kein Kind anders in Stellung zu geben, als mit
ſchriftlicher 14 tägiger Kündigung.

Bockwitz, 5. Januar. Verhafteter Erpreſſer. Wie
das Kreisblatt meldet, iſt hier der Maurer Otto Lehrmann
derhaftet worden. Er hatte an einen hieſigen Gutsbeſitzer
einen Drohbrief geſchrieben, worin er ihn aufforderte, nachts
6000 Mark an einen beſtimmten Platz zu hinterlegen, widrigen-
falls ſein Gehöft niedergebrannt werden würde. Der davon
verſtändigte Gendarm begab ſich darauf an die bezeichnete
Stelle, wo er Lehrmann und ſeine Frau antraf. L. betreibt
gleichzeitig ein Vorkoftgeſchäft und ſoll ſich in mißlichen Ver-
mögensverhältniſſen befinden.

Emſeloh, 5. Januar. Kriegervereins-TDerro-
ris m u s. Jm hieſigen Kriegerverein iſt bekanntlich ein hef-
tiger Streit im den „Hauptmann“ entſtanden. Der alte Wür-
denträger, ein Arbeitswilliger, ift bekanntlich abgefägt und ein
neuer erkoren worden. Am 1. Januar fand nun eine Ver-
ſammlung ſtatt, in welcher der neue Hauptmann wieder ab-

eineKleft und zu einer abermaligen Neuwahl eines ſolchen
Verfammlung auf den 16. Januar feſtgefetzt wurde, in welcher
der erſte Kommandant wiedergewählt zu werden hofft. Alſo
ein Drunter und Drüber. Auch wurde ein furchtbares Scher-
bengericht gehalten über diejenigen Mitglieder, die ſozialdemo-
kratiſchen Jdeen hukdigen. Mehrere Mitglieder wurden kurzer
and aus dem Verein ausgeſchloſſen und ſo ihrer ganzen

Rechte beraubt. Unter den Ausgeſchloſſenen befand ſich auch
der Gaſtwirt Müller, der nichts weiter begangen hatte, als

254 er

J e on rgeben den
und den Ritgliedern aufzu Kameradenwirtſchaftlich zu ſchädigen, in zu bohottieren. Am andern

Tage wurde die Vereinsfahne von dem e Wirt ab
geholt, auf das ſie nicht mit dem ſozialdemokratiſchen Gifte
verſeucht werde. Es iſt tief bedauerlich, de die Bergleute
dieſem brutalen Terrorismus ſo wenig Soildaritätsgefühl
gegenüberfetzten. Dadu daß er ſich vor dem Kriegerver-e iſt ihm die Eriſtens hre
wenn die gerecht denkenden Arbeiter ſich nicht eunigſt
eines beſſeren nnen und dem durch die Radaupatrioten
ſchädigten Wirt zu Hilfe kommen und ihn dinch regeren BVe-
ſuch ſeines Lokals nach Kräften eng Ueberhaupt kann
man die ganze reichstreue Terroriſtenſippſchaft am m indlich-
ſten ſtrafen durch geſchloſſenen Austritt aus dem Klimdim
Kriegerverein. Jn der allerreaktionärſten Schutztruppe der
r und wirtſchaſtlichen Rückſchrittler haben organiſierte
Bergarbeiter nichts zu ſuchen. Alſo heraus aus den rei
treuen und den Kriegervereinen, muß die Lofung ſein. e
noſſen! Setzt auf einen Schelmen deren zwei, dann wird man
ſolches Beginnen nicht mehr verfuchen.

as hier rseganyen iſt, trägt ſich eng auch ander-
wärts zu. So iſt z. B. vor Weihnachten dem Bergmann
Kuhl vom Zirkelſchacht gekündigt worden, weil er in einer Ver-
ſanmmlung, in der über die Sozialdemokratie „Aufklärung“ ver-
breitet werden ſollte, nicht erſcheinen konnte, weil er Nacht-
ſchicht hatte. Alſo nochmals, Genoſſen, heraus aus den

arakterverderbenden Krieger Vereinen. Bedenkt, daß das
Sprichwort immer noch zu Recht beſteht: Wer nicht mit uns
iſt, Mi wider uns!

Cernrode, 5. Januar. Die leichtſinnige Spielerei.
Wieder hat die leichtſinnige Spielerei mit Schußwaffen ein Un-
glück hervorgerufen. Der Sohn des Fabrikarbeiters Kortum
war mit dem Malerlehrling Hoffmann in einer Scheune mit dem
Klappern von Rübenkernen beſchäftigt. Dabei zog Hoffmann ein
Terzerol aus der Taſche und machte ſich damit zu ſchaffen.
Plötzlich entlud ſich die Waffe, und die Kugel traf den Kortum,
der gerade die Klappern drehte, ins Geſicht, fuhr quer durch die
Naſe und blieb wahrſcheinlich im Geſichtsknochen ſtecken. Blut
überſtrömt kam der Knabe nach Hauſe und mußte vom ſeinen
Eltern ſogleich zum Arzt gebracht werden.

Magdeburg, 5. Januar. Eine neue Flugmaſchine. Von
dem Kaufmann Otto Onigkeit iſt ein neuer Flugapparat hergeſtelltworden. Es iſt ein Eindecker, der bei 50 Pferdeſtärken zwei bis

drei Perſonen tragen ſoll. Die Flugverſuche ſollen demnächſt
beginnen.

Schmölln, 5. Jan. Die gepfändeten Weihnachts
Stollen. Einer hieſigen Familie waren die Weihnachts-
ſtollen gepfändet worden und ſollten am Dienstag öffentlichverſteigert werden. Als der Gerichtsvollzieher fe abholen
wollte, waren ſie bis auf die Ecke, wo das Gerichtsſiegel klebte

aufgegeſſen worden. Gelegenheit macht halt
Appetit. Jndeſſen, ſo luſtig die Geſchichte vom geprellten Ge
richtsvollzieher iſt, ſo hat die Sache auch eine ernſte Seite. Wir
empfinden es als Barbarei, den armen Leuten das bißchen
Kuchen vom W zu nehmen. Der Gläubiger hat
gewiß dabei an Jeſu Worte gedacht: Liebe deinen Nächften,
wie dich ſelbſt!

Gerichtsſaal,
Schöffengericht.

Wnehrlicher Bote. Ein 31jähriger Jnvalide war im
hieſigen Walhalla-Theater eine Zeitlang als Bote beſchäftigt
geweſen. Bei Bezahlung von Luſtbarkeits- und ähnlichen
Steuern ließ er ſich Unredlichkeiten zuſchulden kommen. End-
lich wurden Fehlbeträge. von insgeſamt 201 Mark in der
Kaſſe entdeckt. Als Täter konnte nach Lage der Sache nur er
in Betracht kommen. Das Schöffengericht verurteikte ihn wegen
Unterſchlagung, Betrugs und Diebſtahls zu einer Geſamtſtrafe
von drei Wochen Gefängnis. Während der Verhandlung be-
kam er Krampfanfälle.

Ein Krakeelſüchtiger. Ein ſchon vielfach vorbe
ſtrafter Maurer von hier krakeelte eines Tages einen Polizei
beamten ohne Anlaß auf der Straße an. Einen andern Be-
amten, der auf den Lärm hinzukam, beleidigte er gleichfalls
durch Schimpfworte. Seiner Feſtnahme ſetzte er heftigſten
Widerſtand entgegen. Später hat er die Beamten allerdingsum Verzeihung gebeten. Mit Rückſicht hierauf verurteilte iſn

das Schöffengericht zu drei Wochen Gefängnis.
Ein unehrlicher Meiſter. Der Schachemeiſter An

dreas Orſcheſowski von hier hatte von einem ſeiner
Arbeiter 86 Mark und zwei Rubelſtlicke zur Aufbewahrung an
vertraut erhalten. Leider hatte er nichts Eiligeres zu tun,
als das Geld durchzubringen, obwohl er ſelbſt den anſehn-
lichen Wochenverdienſt von 42 NRark hatte. Seine gewiſſemloſe
Handlungsweiſe wurde vom Schöffengericht mit einer Gefäng-
nisſtrafe von zwei Wochen geahndet.

Der des Aviatikers.Paris, 4. Januar. Aviatiker r t beieinem Fluge, den er auf dem neuen Aerodrom Croix d'Hirs bei
Pau ausführte, herabgeſtürzt und war ſofort tot. r Todes
turz ereignete ſich nachmitiags um 2 Uhr 30 Minuten. Der

viatiker ſtieg mit ſeinem Aeroplan, einem Bleriot-Eindecker,
bei einem Winde von acht Sekundenmetern glücklich auf. Wäh
rend der dritten Runde brach ganz plötzlich der linke gel
des Aeroplans. Der Apparat neigte ſich zur Seite und ürz
mit großer Schnelligkeit herab, den Aviatiker unter ſie
grabend. Der Schädel des Luftſchiffers wurde vollſtändi z

elatrümmert, die Bruſt zergete beide Beine gebrochen.
grange war ſofort tot. r ſtand erſt im 35. Lebensjahr und
war einer der erſten, die ſich mit der Technik der Flugmaſchi
nen befaßten.

Cholera und Pocken.
Chriſtiania, 4. Januar. Der geſtern von Algier in

e eingelaufene Dampfer Atlas mußte inuarantäne gebracht werden, da ſein Maſchiniſt während der
Reiſe unter choleraverdächtigen Symptomen geſtorben iſt. Die

im hieſigen r Jnſtitut vorgenommene Unter-ſuchung ergab Cholera als Todesurſache.
Duisburg, 4. Januar. Jn der Gaszsſtraße iſt ein ein

jähriges Kind an ſchwarzen Pocken geſtorben. Alle Schutzmaß-
regeln ſind getroffen.

Luiſe Millionenbetrüger.
Genf, 4. Januar. Hier wurden geſtern drei Ruſſen aus

Riga verhaftet, die nach n h ne nungen in Höhe von
re Millionen Mark aus Rußland flüchtig geworden ſind.

an fand bei ihnen noch einen erheblichen Teil der defraudier-
ten Summe vor. Sie werden auf Verlangen der ruſſiſchen
Regierung ausgeliefert werden.

etersburg, 4. Januar. Die Vormünder des bekann
ten Moskauer Millionärs Moroſoff, welcher unter Kuratel
geſetzt worden war, brachten in wenigen Monaten die Millio-
nen ihres Mündels durch. Die Betrügereien wurden auf-
gedeckt, und nun ſteht ein Skandalprozeß bevor.

Liebesdramen.
Berlin, 4. Januar. Der 80jährige ſchwediſche Jngenieur

Kahlit, der in einem Hotel der Friedrichſtadt mit einer Dame,
die er für ſeine Frau ausgab, wohnte hat daſelbſt in der
letzten Nacht dieſe und ſich ſelbſt erſchoſſen.

Nauen, 4. Januar. Hier hat ſich eine Bluttat abgeſpielt.
Der Bürſtenmacher Max Jakob ſchoß ſeiner Geliebten, der
17jährigen Eliſabeth Grabow, auf offener Straße zwei Kugeln
in den Kopf. Darauf tötete er ſich durch einen Schuß in die
Schläfe. Das Befinden des verletzten Mädchens läßt Hoffnung
auf Wiederherſtellung zu.

Silveſtervergnügen in Budapeſt.
Budapeſt, 4. Januar. Aus der polizeilichen Statiſtik:

Bei 113 blutigen Schlägereien mußten die Schutzleute ein-
greifen. Die freiwillige Rektungsgeſellſchaft leiſtete in faſt
100 Fällen Hilfe und brachte 18 ſchwerer Verwundete ins
Spital. Zwölf Perſonen verloren auf offener Straße infolge
Alkoholvergiftung das BVewußtſein.

Beim Eislauf ertrunken.
Greiz, 4. Januar. Auf dem Eiſe des Teiches in Cuns-

dorf brachen zwei Knaben im Alter von 7 und 10 Jahren ein.
Die beiden Kinder, die Goetz heißen, ertranken.,

Ein Schandkerl.
Frankfurt a. M., 4. Januar. Die Strafkammer vVer-

urteilte den Kupferſchmied Konrad Bleuel, der ſich an ſeinen
drei eigenen Mädchen vergangen hatte, zu zwei Jahren Ge-
fängnis.

Warenhausbrand.
Wien, 5. Januar. Nach hier aus Wilna et

Meldungen iſt dort das mehrere Stockwerk hohe Warenhaus
der Firma Zahlkind völlig niedergebrannt. Der entſtandene
Schaden wird auf vier Millionen EinFenerwehrmann kam ums Leben, mehrere erl chwere
Brandwunden.

Zur Gründung einer eignen Preſſe in Zeiter Kreiſe

Trebnitz. Von der Extratour des Arbeiter-Radfahrervereins

Trebnitz 4, Mk. Lukas

etroffenen.

Bei Schwenkers ſt 3—; v 160,a gar Mr. Dito La eide.

dem großen ch die Ernährung mit
Kuhmilch t man der r Kufeke“ die Entwickelung der enbildung n des Muskelſteiſches in günftigſter

Nachdr. verb.t El e.Eine Weihnachts- Erzählung von
Alexander L. Kielland.

Fröhliche Weihnachten! ſagte die Frau Polizeimeiſter.
Danke, gleichfalls! antwortete Frau Bentzen.
Die zwei Damen blieben unter den großen Laiernen vor

Konſul Withs Einfahrt ſtehen. Dort war eine Verbreiterung
der Straße faſt wie ein kleiner Markt zwiſchen dem Hauſe
des Konſuls auf der einen Seite und Ellingſen u. Larſen auf
der anderen. Und da dies ein Knotenpunkt für den Verkehr
der Stadt war, verſammelten ſich nach und nach immer mehr
Damen dort, die mit ihren Einkäufen und Armenbeſcherungen
fertig waren ſelbſt Frau With, die eben aus der Stadt
nach Hauſe kam, ſtieg aus ihrem Wagen und ſchloß ſich der
Gruppe an, um die üblichen Weihnachtswünſche auszutauſchen
und von dem Tage zu reden.

Es waren nicht bloß Damen aus dem Verein für gefallene
Frauen der Gemeinde St. Petri, ſondern aus den verſchieden
ſten Vereinen der Stadt; und das Geſpräch war äußerſt leb-
haft zum Teil etwas prahleriſch, ja ſogar ein wenig bos-
haft, wenn es galt, den eigenen Verein zu verteidigen und
herauszuſtreichen: Wieviel er zum Verteilen gehabt habe.
Aber die Grundſtimmung war doch wohlwollend, man war fer-
tig und hatte ein gutes Gewiſſen.

Ja, Sie haben recht; es iſt herrlich, fertig zu ſein, ſagte
jemand.

Das war, meiner Treu, ein anſtrengender Tag; ich glaubte
nie, daß ich mein letztes Mieder los werden würde; alle hatten
Mieder bekommen; es waren viel zu viel Mieder dies Jahr.

Aber jetzt wiſſen wir auch, daß wir etwas ausgerichtet haben,
erklärte Frau With.

Sehen Sie Fräulein Falbe da drüben, wie ſie läuft, ſagte
die Frau Polizeimeiſter.

So macht ſie es immer.
Daß ſie nicht fertig werden kann,

wenig hat ſie, und das, was ſie hat,
das begreife ich nicht

gibt ſie dem erſten beſten.
Frau With unterbrach ſie mit ihrer gebieteriſchen Stimme:

Jch glaube, ſie geht bei den Armen herum und redet Schlechtes
von uns.
Es gab viele, die das lange geglaubt hatten. Die Armen
wollten nie viel antworten, wenn man ſie nach Fräulein Falbe
fragte.

nzwiſchen hatte ſich auch der Kaplan der Gruppe ange
ſchloſſen. Er lächelte mild und war heilig aufgeräumt zur
Feier des Tages, und die Damen drängten ſich um ihn, um ihm
ein geſegnetes Weihnachtsfeſt zu wünſchen:

Fräulein Falbe ging gerade vorbei.
Nein wenn ich bitten darf, verbeſſerte die Frau Polizei

meiſter: ſie lief wirklich vorbei. Es tat mir ſo leid, ſie zu
ſehen ſie hatte gar nicht den richtigen Weihnachtsfrieden.

ch nein liebe gnädige Frau, antwortete der Kaplan
ſtill, das glaube ich gern. Es lommt alles darauf an, in wel
chem Geiſt gearbeitet wird. Wenn unſere Arbeit nicht von
dem rechten Geiſt getragen wird, ſo fehlt der Segen.

Ja, da hat der Herr Paſtor recht, rief Frau Bentzen, das
iſt gerade das Wundervolle an Weihnachten, daß man ſeine
Pflicht erfüllt hat: mit den Armen geteilt hat. Heute kann
niemand klagen, und das iſt ein ſo herrliches Bewußtſein, wenn
man es ſelbſt gut hat.

Und es iſt nicht weniger ſchön, den Dank und den Segen der
Armen mit ſich nach Hauſe zu nehmen, fügte die Frau Polizei
meiſter ſanft hinzu.

Der Kaplan blickte mit Bewunderung auf die ſchöne Frau,
und in der gehobenen Weihnachtsſtimmung, in der er ſich
befand, wollte er zum Schluß einige erbauliche Worte an den
lauſchenden Kreis der Damen richten, als gerade Doktor
Bentzen über die Straße kam.

Der alte Herr lächelte mit ſeinem giftigen Grinſen, während
er ſagte: Fröhliche Weihnachten meine en! Großer
Diebſtahl bei Ellingſen u. Larſen. Die Polizei hat ſchon ein
paar erwiſcht.

Diebſtahl! ſtehlen! o, mein Gott! am Weihnachtsabend
ſtehlen unmöglich! wer wer? kannte man ſie?

Es können nicht Leute aus der Stadt ſein, erklärte das Plätt-
brett majeſtätiſch.

Es war die Vande aus Madame Späckboms Arche, ant-
wortete der Doktor boshaft.

Die Bande ja; an die Bande hatte niemand gedacht; die
abſcheulichen Menſchen waren ja eine Schande für die ganze
Stadt.

Dies machte einen ſehr Zwang ömen Eindruck auf ſie alle.
Der Kaplan gab ſeine kleine Rede auf und ſeufzte nur ku
über „die rhärteten“; darauf trennte man ſich, um n
Hauſe zu eilen und zu verſuchen, dieſe Trübung der Weih-
nachtsfreude zu vergeſſen.Die Frau So ligei meiſter ſagte zu Frau Bentzen, als ſie zu

ſammen nach e gingen: Denken Sie ſich, Frau Bentzen,
wie zerſtreut ich bin. Als Jhr Mann ſagte: Madame Späck

boms Bande, hätte ich bei einem Haar geſagt: Sie meinen
Fräulein Falbes Bande.

Da iſt, bei Gott, was dran, antwortete Frau Benßzen und
betrachtete die junge Frau mit Achtung.

Jnzwiſchen t räulein Falbe wirklich in der Stadt herum;
ſie ſuchte nach Als ſie halb ſieben nach Hauſe gekommen
war, war Chriſtian ausgegangen; das ganze Haus war leer
und dunkel und Elſe nirgends zu finden.

Das war eine bittere Enttäuſchung für das Fräulein; ſie
hatte ſich ſo ſehr auf dieſen Abend gefreut, und es fiel ihr gar
nicht ein, daran zu zweifeln, daß Elſe kommen würde, wenn
ſie es ſo ernſtlich verſprochen hatte.

Aber dann fiel ihr ein, Elſe könnte möglicherweiſe um ſechs
an der Arche geweſen, aber wieder gegangen ſein, als ſie kein
Licht ſah. Und jetzt machte ſie 4 elber ſchwere Vorwürfe,
daß ſie ſich bei der Frau in der M zu hatte aufhalten laſſen,
und daß ſie überhaupt Floh wieder hatte gehen laſſen, als ſie
ſie erſt einmal hatte.

Die Straßen leerten ſich. Vor den Fenſtern ſtanden nur
zwei bis drei arme Kinder und froren; die Läden wurden ge
ſchloſſen, mit Ausnahme der Krämerbüdchen, wo noch eine
Menge Leute ſtanden.

Als Konſul With gegen ſieben mit o beladen nach
Hauſe ging er hatte immer die koſtbarſten Geſchenke für
ſeine Frau begegnete er drei Polizeidiener, die
Langes, Schwarzes zwiſchen ſich trugen.

Was habt Jhr da, fragte der Konſul.
O es iſt Floh Herr Konſul.
Hm! iſt iſt ſie tot? wNur ganz beſoffen denke ich mir. Fröhliche Weihnachten
Herr Konſul!

Danke, gleichfalls! antwortete der Konſul und ging weiter.
Je ſtiller es in den Straßen wurde, deſto luſtiger ging es int

etwas

den Häuſern zu, und das Lachen und Schreien d nder
drang hinaus in die kalte Winterluft, wo Fräulein Falbe noch
hin und hereilte, indem ſie ſich jeden Augenblick einbildete,
ſie ſähe Flohs Tuch um die Ecke biegen.

ſ s traf ſie arg r Dit e r zuuchen ſchien er erzählte ihr, daß die Bande au ebſtahl ausm a z a r voe und vernichtet ging Fräulein Falbe nach e. Esza in Wirklichkeit nicht ſo ſelten, daß ſie n nungen
eſer Art erlebte; aber dieſe war die allerſchmergzlichſte; ſie

hatte Elſe ſo gern.
Echluß folgt.)
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